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Budgetbegleitgesetz 2020 

Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

1. Abschnitt 
Arbeit, Familie und Jugend 

Artikel 1 
Änderung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes 

Saisonarbeitskräfte und ErntehelferInnen Saisonarbeitskräfte und ErntehelferInnen 
§ 5. (1) bis (3) … § 5. (1) bis (3) … 
(4) Abweichend von Abs. 3 dürfen für Saisonarbeitskräfte, die den 

Übergangsbestimmungen zur Arbeitnehmerfreizügigkeit unterliegen (§ 32a), 
Beschäftigungsbewilligungen für eine Gesamtdauer von zwölf Monaten innerhalb 
von 14 Monaten erteilt werden. Für Saisonarbeitskräfte, die bereits in den 
vergangenen drei Jahren im Rahmen von Kontingenten für den Wirtschaftszweig 
Land- und Forstwirtschaft beschäftigt waren, dürfen neuerliche 
Beschäftigungsbewilligungen in diesem Wirtschaftszweig für eine Gesamtdauer 
von bis zu neun Monaten erteilt oder verlängert werden. 

(4) Für Saisonarbeitskräfte, die bereits in den vergangenen drei Jahren im 
Rahmen von Kontingenten für den Wirtschaftszweig Land- und Forstwirtschaft 
beschäftigt waren, dürfen neuerliche Beschäftigungsbewilligungen in diesem 
Wirtschaftszweig für eine Gesamtdauer von bis zu neun Monaten erteilt oder 
verlängert werden. 

(5) bis (9) … (5) bis (9) … 
Strafbestimmungen Strafbestimmungen 

§ 28. (1) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der 
Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet (§ 28c), begeht eine 
Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde zu bestrafen, 

§ 28. (1) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der 
Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet (§ 28c), begeht eine 
Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde zu 
bestrafen, 

 1. wer  1. wer 
 a)  …  a)  … 
 b) entgegen § 18 die Arbeitsleistungen eines Ausländers, der von einem 

ausländischen Arbeitgeber ohne einen im Bundesgebiet vorhandenen 
Betriebssitz im Inland beschäftigt wird, in Anspruch nimmt, ohne dass 
für den Ausländer eine Beschäftigungsbewilligung oder eine 

 b) entgegen § 18 die Arbeitsleistungen eines Ausländers, der von einem 
ausländischen Arbeitgeber ohne einen im Bundesgebiet vorhandenen 
Betriebssitz im Inland beschäftigt wird, in Anspruch nimmt, ohne 
dass für den Ausländer eine Beschäftigungsbewilligung oder eine 
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Entsendebewilligung erteilt oder eine Anzeigebestätigung ausgestellt 
wurde, oder 

Entsendebewilligung erteilt oder eine Anzeigebestätigung ausgestellt 
wurde, 

 c) entgegen der Untersagung gemäß § 32a Abs. 8 einen Ausländer 
beschäftigt, für den weder eine Beschäftigungsbewilligung erteilt noch 
eine Anzeigebestätigung oder eine Freizügigkeitsbestätigung 
ausgestellt wurde, 

 

bei unberechtigter Beschäftigung von höchstens drei Ausländern für 
jeden unberechtigt beschäftigten Ausländer mit Geldstrafe von 
1 000 Euro bis 10 000 Euro, im Falle der erstmaligen und weiteren 
Wiederholung von 2 000 Euro bis 20 000 Euro, bei unberechtigter 
Beschäftigung von mehr als drei Ausländern für jeden unberechtigt 
beschäftigten Ausländer mit Geldstrafe von 2 000 Euro bis 20 000 Euro, 
im Falle der erstmaligen und weiteren Wiederholung von 4 000 Euro bis 
50 000 Euro; 

bei unberechtigter Beschäftigung von höchstens drei Ausländern für 
jeden unberechtigt beschäftigten Ausländer mit Geldstrafe von 
1 000 Euro bis 10 000 Euro, im Falle der erstmaligen und weiteren 
Wiederholung von 2 000 Euro bis 20 000 Euro, bei unberechtigter 
Beschäftigung von mehr als drei Ausländern für jeden unberechtigt 
beschäftigten Ausländer mit Geldstrafe von 2 000 Euro bis 20 000 Euro, 
im Falle der erstmaligen und weiteren Wiederholung von 4 000 Euro bis 
50 000 Euro; 

 2. bis 3. …  2. bis 3. … 
 4. wer  4. wer 
 a) bis b) …  a) bis b) … 

obwohl § 18 Abs. 12 Z 1 oder 2, im Fall der Überlassung zusätzlich Z 3, 
nicht erfüllt ist und – im Fall der lit. b – auch keine EU-
Entsendebestätigung oder EU-Überlassungsbestätigung ausgestellt 
wurde, bei unberechtigter Beschäftigung von höchstens drei Ausländern 
für jeden unberechtigt beschäftigten Ausländer mit Geldstrafe von 
1 000 Euro bis 10 000 Euro, im Falle der erstmaligen und weiteren 
Wiederholung von 2 000 Euro bis 20 000 Euro, bei unberechtigter 
Beschäftigung von mehr als drei Ausländern für jeden unberechtigt 
beschäftigten Ausländer mit Geldstrafe von 2 000 Euro bis 20 000 Euro, 
im Falle der erstmaligen und weiteren Wiederholung von 4 000 Euro bis 
50 000 Euro; 

obwohl § 18 Abs. 12 Z 1 oder 2, im Fall der Überlassung zusätzlich Z 3, 
nicht erfüllt ist und – im Fall der lit. b – auch keine EU-
Entsendebestätigung oder EU-Überlassungsbestätigung ausgestellt 
wurde, bei unberechtigter Beschäftigung von höchstens drei Ausländern 
für jeden unberechtigt beschäftigten Ausländer mit Geldstrafe von 
1 000 Euro bis 10 000 Euro, im Falle der erstmaligen und weiteren 
Wiederholung von 2 000 Euro bis 20 000 Euro, bei unberechtigter 
Beschäftigung von mehr als drei Ausländern für jeden unberechtigt 
beschäftigten Ausländer mit Geldstrafe von 2 000 Euro bis 20 000 Euro, 
im Falle der erstmaligen und weiteren Wiederholung von 4 000 Euro bis 
50 000 Euro. 

 5. wer entgegen § 32a Abs. 4 einen Ausländer, der gemäß § 32a Abs. 2 oder 
3 unbeschränkten Arbeitsmarktzugang hat, ohne Freizügigkeits-
bestätigung beschäftigt, mit Geldstrafe bis 1 000 Euro. 

 

(3) bis (8) … (3) bis (8) … 
Übergangsbestimmungen zur EU-Erweiterung  

§ 32a. (1) Staatsangehörige der Mitgliedstaaten der Europäischen Union,  



  3 von 39 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
die am 1. Jänner 2007 aufgrund des Vertrages über den Beitritt der Republik 
Bulgarien und Rumäniens zur Europäischen Union (Beitrittsvertrag von Luxem-
burg), Amtsblatt der Europäischen Union Nr. L 157 vom 21. Juni 2005, Seite 11, 
der Europäischen Union beigetreten sind, genießen keine Arbeitnehmer-
freizügigkeit im Sinne des § 1 Abs. 2 lit. l, es sei denn, sie sind Angehörige eines 
gemeinschaftsrechtlich aufenthaltsberechtigten Staatsangehörigen eines anderen 
EWR-Mitgliedstaates gemäß § 52 Abs. 1 Z 1 bis 3 NAG. 

(2) EU-Bürger gemäß Abs. 1 haben unbeschränkten Zugang zum 
Arbeitsmarkt, wenn sie 

 

 1. am Tag des Beitritts oder nach dem Beitritt rechtmäßig im Bundesgebiet 
beschäftigt sind und ununterbrochen mindestens zwölf Monate zum 
Arbeitsmarkt zugelassen waren oder 

 

 2. die Voraussetzungen des § 15 sinngemäß erfüllen oder  
 3. seit fünf Jahren im Bundesgebiet dauernd niedergelassen sind und über 

ein regelmäßiges Einkommen aus erlaubter Erwerbstätigkeit verfügen. 
 

(3) Ehegatten und eingetragene Partner von EU-Bürgern gemäß Abs. 2 und 
deren Verwandte in gerader absteigender Linie, die das 21. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben und darüber hinaus, sofern ihnen von diesen Unterhalt 
gewährt wird, haben unbeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt, wenn sie mit 
diesen einen gemeinsamen rechtmäßigen Wohnsitz im Bundesgebiet haben. 

 

(4) Das Recht auf unbeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt gemäß Abs. 2 
und 3 ist von der regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice zu 
bestätigen. Die Bestätigung ist vor Beginn der Beschäftigung einzuholen. Der 
Arbeitgeber hat eine Ausfertigung der Bestätigung im Betrieb zur Einsichtnahme 
bereitzuhalten. Die Bestätigung erlischt bei Ausreise aus dem Bundesgebiet aus 
einem nicht nur vorübergehenden Grunde. 

 

(Anm.: Abs. 5 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 72/2013)  

(6) Für die Beschäftigung von EU-Bürgern gemäß Abs. 1 oder 
Drittstaatsangehörigen, die von einem Arbeitgeber mit Betriebssitz in der 
Republik Bulgarien oder in Rumänien zur vorübergehenden Erbringung von 
Dienstleistungen in einem Dienstleistungssektor nach Österreich entsandt 
werden, für den nach Nr. 13 des Übergangsarrangements zum Kapitel 
Freizügigkeit im Beitrittsvertrag (Liste nach Art. 23 der Beitrittsakte in den 
Anhängen VI und VII) Einschränkungen der Dienstleistungsfreiheit gemäß Art. 49 
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EGV zulässig sind, ist § 18 Abs. 1 bis 11 anzuwenden. In einem 
Dienstleistungssektor, in dem Einschränkungen nicht zulässig sind, ist § 18 
Abs. 12 anzuwenden. 

(7) Für die Beschäftigung von EU-Bürgern gemäß Abs. 1, die von einem 
Arbeitgeber mit Betriebssitz in einem nicht in Abs. 6 genannten EWR-
Mitgliedstaat zur vorübergehenden Erbringung von Dienstleistungen nach 
Österreich entsandt werden, ist § 18 Abs. 12 anzuwenden. 

 

(8) Die gesetzliche Vermutung und die Verpflichtung zur Einholung eines 
Feststellungsbescheides gemäß § 2 Abs. 4 gelten nicht für Gesellschafter, die 
Staatsangehörige der in Abs. 1 genannten Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union sind. Die Firmenbuchgerichte haben jedoch die Eintragung solcher 
Gesellschafter in das Firmenbuch der zuständigen regionalen Geschäftsstelle des 
Arbeitsmarktservice zu melden, sofern sie Grund zur Annahme haben, dass die 
Gesellschafter Arbeitsleistungen im Sinne des § 2 Abs. 4 für die Gesellschaft 
erbringen. Die regionale Geschäftsstelle hat die Tätigkeit des Gesellschafters 
nach ihrem wahren wirtschaftlichen Gehalt zu prüfen. Die Gesellschafter haben 
an der Ermittlung des Sachverhaltes mitzuwirken. Stellt die regionale Geschäfts-
stelle fest, dass die Tätigkeit der Bewilligungspflicht nach diesem Bundesgesetz 
unterliegt, oder wirkt der Gesellschafter trotz schriftlicher Aufforderung nicht 
binnen angemessener Frist an der Ermittlung des Sachverhaltes mit, hat sie – 
sofern keine entsprechende Bewilligung vorliegt – die Beschäftigung zu 
untersagen und die zuständige Abgabenbehörde zu verständigen. 

 

(9) Arbeitgebern, die EU-Bürger gemäß Abs. 1 als Fach- oder 
Schlüsselkräfte oder als Künstler zu beschäftigen beabsichtigen, ist auf Antrag 
eine Beschäftigungsbewilligung zu erteilen, wenn die jeweiligen 
Zulassungskriterien gemäß Abschnitt III erfüllt sind. Ehegatten und 
minderjährige ledige Kinder von Fach- und Schlüsselkräften haben 
unbeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt, der von der regionalen 
Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice zu bestätigen ist. 

 

(10) Bürgern der Republik Estland, der Republik Lettland, der Republik 
Litauen, der Republik Polen, der Slowakischen Republik, der Republik Slowenien, 
der Tschechischen Republik und der Republik Ungarn nach diesem Bundesgesetz 
erteilte Berechtigungen und Bestätigungen zur Arbeitsaufnahme verlieren mit 
Ablauf des 30. April 2011 ihre Gültigkeit. 

 

(11) Aufgrund des Vertrages über den Beitritt der Republik Kroatien zur  
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Europäischen Union, ABL. Nr. L 112 vom 24.04.2012 S. 10, gelten die Abs. 1 bis 
9 ab dem EU-Beitritt Kroatiens sinngemäß für Staatsangehörige der Republik 
Kroatien und für Arbeitgeber mit Betriebssitz in der Republik Kroatien. 
Kroatischen Staatsangehörigen, die bis zum Beitritt gemäß § 17 zur Ausübung 
einer Beschäftigung im gesamten Bundesgebiet berechtigt waren, ist ohne weitere 
Prüfung ein unbeschränkter Arbeitsmarktzugang zu bestätigen. Die Abs. 3 und 4 
sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass den dort genannten 
Familienangehörigen in den ersten zwei Jahren ab dem Beitritt unbeschränkter 
Arbeitsmarktzugang nur dann zu bestätigen ist, wenn sie mit dem kroatischen 
Staatsangehörigen, der bereits unbeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt hat, am 
Tag des Beitritts oder, sofern sie erst später nachziehen, mindestens achtzehn 
Monate einen gemeinsamen rechtmäßigen Wohnsitz im Bundesgebiet hatten. 
Diese Frist entfällt, wenn der kroatische Staatsangehörige bis zum Beitritt über 
eine „Rot-Weiß-Rot – Karte“, eine „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“, eine „Blaue 
Karte EU“ oder einen Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EG“ verfügt hat. 

(11a) Für Ausländer, die von einem Arbeitgeber mit Betriebssitz in der 
Republik Kroatien nach Österreich überlassen werden, ist ein Antrag auf 
Beschäftigungsbewilligung bei der zuständigen regionalen Geschäftsstelle des 
Arbeitsmarktservice einzubringen. Die Ausländer werden zur Beschäftigung 
zugelassen, wenn die Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 und 3 Z 1 erfüllt sind. 

 

(12) Die Abs. 1 bis 9 sind auf Staatsangehörige der Republik Bulgarien und 
Rumäniens und auf Arbeitgeber mit Betriebssitz in diesen Mitgliedstaaten ab 
1. Jänner 2014 nicht mehr anzuwenden. Ihnen nach diesem Bundesgesetz erteilte 
Berechtigungen oder Bestätigungen zur Arbeitsaufnahme verlieren mit Ablauf des 
31. Dezember 2013 ihre Gültigkeit. 

 

Wirksamkeitsbeginn Wirksamkeitsbeginn 
§ 34. (1) bis (46) ... § 34. (1) bis (46) … 
(46) § 27 Abs. 1 und Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 100/2018 tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 
(47) § 27 Abs. 1 und Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 100/2018 tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 
(48) bis (49) … (48) bis (49) … 

 (50) Die §§ 5 Abs. 4, 28 Abs. 1 Z 1 lit. b und Z 4 sowie 35 Z 4 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2020 treten mit 1. Juli 2020 in 
Kraft. Die §§ 28 Abs. 1 Z 1 lit. c und Z 5 sowie 32a samt Überschrift treten mit 
Ablauf des 30. Juni 2020 außer Kraft. Die für Staatsangehörige der Republik 
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Kroatien und für Arbeitgeber mit Betriebssitz in diesem Mitgliedstaat nach 
diesem Bundesgesetz erteilten Berechtigungen oder Bestätigungen zur 
Arbeitsaufnahme verlieren mit Ablauf des 30. Juni 2020 ihre Gültigkeit. 

Vollziehung Vollziehung 
§ 35. 1 bis 3 ... § 35. 1 bis 3 … 

 4. hinsichtlich der §§ 28c und 29a und hinsichtlich des § 32a Abs. 8, soweit 
die Firmenbuchgerichte betroffen sind, der Bundesminister für Justiz; 

 4. hinsichtlich der §§ 28c und 29a die Bundesministerin für Justiz; 

 5.  …  5.  … 

Artikel 2 
Änderung des Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetzes 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 10. (1) bis (71) … § 10. (1) bis (71) … 

 (72) § 14 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2020 
tritt mit 1. April 2020 in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2022 außer 
Kraft. 

 (73) § 14 Abs. 1 bis 3 samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2020 tritt mit 1. Jänner 2023 in Kraft. 

Überweisung an den Insolvenz-Entgelt-Fonds Überweisung zum Zweck der Lehrlingsförderung 
§ 14. (1) Die Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 

Konsumentenschutz hat dem Insolvenz-Entgelt-Fonds als Beitrag zur Erfüllung 
seiner Verpflichtungen ab dem Jahr 2011 Mittel aus der Gebarung 
Arbeitsmarktpolitik im Ausmaß von jeweils 41 vH der auf Grund der 
Neuregelung des § 2 Abs. 8 durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 39/2011 sowie 
des Entfalls des § 2 Abs. 8 durch das 2. Stabilitätsgesetz 2012, BGBl. I 
Nr. 35/2012, durch Beitragsleistungen für Personen, die das 60. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, erzielten zusätzlichen Mehreinnahmen zur Verfügung zu 
stellen. 

§ 14. (1) Die Bundesministerin für Arbeit, Familie und Jugend hat den 
Lehrlingsstellen der Landeskammern der gewerblichen Wirtschaft als Beitrag zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß § 19c des Berufsausbildungsgesetzes (BAG), 
BGBl. Nr. 142/1969, Mittel aus der Gebarung Arbeitsmarktpolitik im Ausmaß 
von jeweils 41 vH der auf Grund der Neuregelung des § 2 Abs. 8 durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 39/2011 sowie des Entfalls des § 2 Abs. 8 durch das 
2. Stabilitätsgesetz 2012, BGBl. I Nr. 35/2012, durch Beitragsleistungen für 
Personen, die das 60. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, erzielten 
zusätzlichen Mehreinnahmen, jedoch maximal 250 Mio. € jährlich zur 
Verfügung zu stellen. Diese Mittel dienen auch als Beitrag zur Bedeckung der 
Aufwendungen der Lehrberechtigten für die Tragung von Internatskosten für 
Lehrlinge während des Besuches der Berufsschule gemäß § 9 Abs. 5 BAG und 
§ 130 Abs. 4a des Landarbeitsgesetzes 1984 (LAG), BGBl. Nr. 287/1984. 
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(2) Die betreffenden Mittel sind jeweils zu akontieren und auf der Grundlage 

einer gesonderten Berechnung des Dachverbandes abzurechnen. Die Abrechnung 
hat jeweils im September des Folgejahres zu erfolgen. Die Differenz zwischen der 
Akontierung und den tatsächlichen bei der Abrechnung festgestellten Einnahmen 
ist mit der jeweils nächstfolgenden Akontierung gegen zu rechnen. Die 
Akontierung hat auf der Grundlage einer Prognose ausgehend von den bis dahin 
vorliegenden Daten betreffend die Entwicklung der Beschäftigung und der 
Einkommen der arbeitslosenversicherungs(beitrags)pflichtigen unselbständig 
Beschäftigten, die das 58. Lebensjahr vollendet haben, zu erfolgen. 

(2) Die betreffenden Mittel sind jeweils zu akontieren und auf der 
Grundlage einer gesonderten Berechnung des Dachverbandes abzurechnen. Die 
Abrechnung hat jeweils im September des Folgejahres zu erfolgen. Die 
Differenz zwischen der Akontierung und den tatsächlichen bei der Abrechnung 
festgestellten Einnahmen ist mit der jeweils nächstfolgenden Akontierung gegen 
zu rechnen. Die Akontierung hat auf der Grundlage einer Prognose ausgehend 
von den bis dahin vorliegenden Daten betreffend die Entwicklung der 
Beschäftigung und der Einkommen der arbeitslosenversicherungs(bei-
trags)pflichtigen unselbständig Beschäftigten der betroffenen Alterskohorten zu 
erfolgen. 

(3) Die Akontierung der Mittel hat für das Jahr 2011 im Dezember 2011 und 
ab 2012 jeweils im Oktober des betreffenden Jahres zu erfolgen. Im Jahr 2014 
hat im Juni eine Anzahlung auf die in Abs. 2 genannte Akontierung iHv 70 %, ab 
dem Jahr 2015 im Februar iHv jeweils 40 %, und im Juni iHv 30 % zu erfolgen. 

(3) Die Akontierung der Mittel hat jeweils im Oktober des betreffenden 
Jahres zu erfolgen. Im Februar hat jeweils eine Anzahlung iHv 40 % und im Juni 
jeweils iHv 30 % der entsprechenden Bundesvoranschlagsposition zu erfolgen. 

 
(4) Die gemäß Abs. 2 und 3 für die Jahre 2020 bis 2022 ermittelten Beträge 

sind im Jahr 2020 um 100 Mio. € und in den Jahren 2021 bis 2022 jeweils um 
50 Mio. € zu vermindern. 

Artikel 3 
Änderung des Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetzes 

Beiträge zur Förderung der Ausbildung und Beschäftigung 
Jugendlicher 

 

§ 13e. (1) Der Insolvenz-Entgelt-Fonds hat dem Bund jährlich zum Zweck 
der besonderen Förderung der Ausbildung und Beschäftigung Jugendlicher 
Mittel im Ausmaß der bei einem Zuschlag in der Höhe von 0,2 vH erzielten 
jährlichen Einnahmen aus den Zuschlägen zur Verfügung zu stellen. Diese Mittel 
können zur Gewährung von Beihilfen gemäß § 19c des Berufsausbildungsgesetzes 
(BAG), BGBl. Nr. 142/1969, durch die Lehrlingsstellen (§ 19 BAG) und nach 
Maßgabe des Abs. 4 auch zur Finanzierung von Maßnahmen in einer Einrichtung 
gemäß § 18 Abs. 7 Z 3 AlVG verwendet werden. Werden diese Mittel in einem 
Kalenderjahr nicht zur Gänze ausgeschöpft, so sind die nicht benötigten Mittel 
dem Insolvenz-Entgelt-Fonds zur Bestreitung der Ausgaben für Insolvenz-Entgelt 
zur Verfügung zu stellen; in diesem Fall sind die im Folgejahr dem Bund zum 
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Zweck der besonderen Förderung der Ausbildung und Beschäftigung 
Jugendlicher zur Verfügung zu stellenden Mittel um den entsprechenden Betrag 
zu erhöhen. Darüber hinaus kann der Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz den Insolvenz-Entgelt-Fonds anweisen, für diesen Zweck 
weitere Mittel aus vorhandenem Finanzvermögen zur Verfügung zu stellen. 

(2) Der Insolvenz-Entgelt-Fonds hat dem Bund zur anteiligen Bedeckung der 
zum Zwecke der besonderen Förderung der Beschäftigung von Lehrlingen 
gewährten Lehrlingsausbildungsprämie gemäß § 108f EStG 1988 in den Jahren 
2008 bis 2010 Mittel in folgender Höhe zur Verfügung zu stellen: 

 

 1. im Jahr 2008 .................................. 113,75 Mio. €;  
 2. im Jahr 2009 .................................... 62,75 Mio. €;  
 3. im Jahr 2010 .................................... 29,75 Mio. €.  
Diese Mittel sind auf die gemäß Abs. 1 erster Satz zur Verfügung zu stellenden 
Mittel betragsmindernd anzurechnen. 

 

(3) Akontierungen der gemäß Abs. 1 und 2 zu gewährenden Mittel auf der 
Grundlage des Voranschlages gemäß § 13 Abs. 2 sind zulässig. 

 

(4) In den Jahren 2009 und 2010 sind Mittel in Höhe von insgesamt 3 Mio. € 
zur Finanzierung von Maßnahmen in einer Einrichtung gemäß § 18 Abs. 7 Z 3 
AlVG zur Verfügung zu stellen. 

 

(5) Der Insolvenz-Entgelt-Fonds hat dem Bund die zur Bedeckung der 
Aufwendungen der Lehrberechtigten für die Tragung von Internatskosten für 
Lehrlinge während des Besuches der Berufsschule gemäß § 9 Abs. 5 BAG und 
§ 130 Abs. 4a des Landarbeitsgesetzes 1984 (LAG), BGBl. Nr. 287/1984 durch 
die Lehrlingsstellen erforderlichen Mittel zur Verfügung zu stellen. Dies gilt nicht 
für Lehrberechtigte beim Bund, bei einem Land, einer Gemeinde oder einem 
Gemeindeverband. 
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Inkrafttreten der Novelle BGBl. I Nr. xxx/2020 

 
§ 40. § 13e tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2022 außer Kraft. 

Artikel 4 
Änderung des Bauarbeiter-Schlechtwetterentschädigungsgesetzes 

§ 19. (1) bis (14) … § 19. (1) bis (14) … 
 (15) § 20 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2020 tritt mit 

1. April 2020 in Kraft. 
§ 20. Zur Deckung des Aufwandes ist in den nachstehend genannten Jahren 

ein jährlicher Beitrag aus der Gebarung Arbeitsmarktpolitik zu leisten. Dieser 
beträgt in den Jahren 2007 bis 2014 jeweils 2,5 Mio. €, in den Jahren 2015 und 
2016 jeweils 3 Mio. € und in den Jahren 2017, 2018 und 2019 jeweils 5 Mio. €. 
§ 12 Abs. 3, 6 und 7 sind während dieser Zeit nicht anzuwenden. 

§ 20. Zur Deckung des Aufwandes ist in den nachstehend genannten Jahren 
ein jährlicher Beitrag aus der Gebarung Arbeitsmarktpolitik zu leisten. Dieser 
beträgt in den Jahren 2007 bis 2014 jeweils 2,5 Mio. €, in den Jahren 2015 und 
2016 jeweils 3 Mio. € und in den Jahren 2017, 2018 und 2019 jeweils 5 Mio. € 
sowie im Jahr 2020 3 Mio. €. § 12 Abs. 3, 6 und 7 sind während dieser Zeit nicht 
anzuwenden. 

Artikel 5 
Änderung des Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes 

Bundesbeitrag zur Deckung des Aufwandes für die mit Aufgaben der 
Sozialbetrugsbekämpfung betrauten Bediensteten 

Bundesbeitrag zur Deckung des Aufwandes für die mit Aufgaben der 
Sozialbetrugsbekämpfung betrauten Bediensteten 

§ 17a. Zum Zwecke der Deckung des Aufwandes für die Bediensteten der 
Urlaubs- und Abfertigungskasse, die mit der Erfüllung der vom Bund 
übertragenen Aufgaben der Sozialbetrugsbekämpfung nach den §§ 9 und 15 
Lohn- und Sozialdumpingbekämpfungsgesetz – LSD-BG, BGBl. I Nr. 44/2016, 
und nach dem Sozialbetrugsbekämpfungsgesetz – SBBG, BGBl. I Nr. 113/2015, 
betraut sind, hat der Bund der Urlaubs- und Abfertigungskasse einen finanziellen 
Beitrag zu leisten. Dieser beträgt im Jahr 2017 0,64 Millionen €, im 
Jahr 2018 1,52 Millionen € und im Jahr 2019, sofern die Anzahl der mit 
Aufgaben der Sozialbetrugsbekämpfung betrauten Bediensteten einen 
Mindestbestand von 40 Vollzeitäquivalenten aufweist, 2 Millionen €. Wird die 

§ 17a. (1) Zum Zwecke der Deckung des Aufwandes für die Bediensteten 
der Urlaubs- und Abfertigungskasse, die mit der Erfüllung der vom Bund 
übertragenen Aufgaben der Sozialbetrugsbekämpfung nach den §§ 9 und 15 
Lohn- und Sozialdumpingbekämpfungsgesetz – LSD-BG, BGBl. I Nr. 44/2016, 
und nach dem Sozialbetrugsbekämpfungsgesetz – SBBG, BGBl. I Nr. 113/2015, 
betraut sind, hat der Bund der Urlaubs- und Abfertigungskasse einen finanziellen 
Beitrag zu leisten. Dieser beträgt im Jahr 2017 0,64 Millionen €, im Jahr 2018 
1,52 Millionen € und im Jahr 2019, sofern die Anzahl der mit Aufgaben der 
Sozialbetrugsbekämpfung betrauten Bediensteten einen Mindestbestand von 
40 Vollzeitäquivalenten aufweist, 2 Millionen €. Wird die Anzahl von 
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Anzahl von 40 Vollzeitäquivalenten nicht erreicht, gebührt der Bundesbeitrag 
aliquot. Ab dem Jahr 2020 steht der Beitrag von 2 Millionen € jährlich valorisiert 
nach der Beschäftigungsgruppe A 3 nach dem 10. Jahr des Kollektivvertrages für 
Angestellte der Baugewerbe und der Bauindustrie zu, wenn die Anzahl der mit 
Aufgaben der Sozialbetrugsbekämpfung betrauten Bediensteten nicht unter 
40 Vollzeitäquivalente fällt. Wird diese Anzahl nicht erreicht, gebührt der 
aliquote Teil dieses Betrages. Die Urlaubs- und Abfertigungskasse hat dem 
Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz jährlich über den 
Personaleinsatz für die mit Aufgaben der Sozialbetrugsbekämpfung betrauten 
Bediensteten zu berichten. 

40 Vollzeitäquivalenten nicht erreicht, gebührt der Bundesbeitrag aliquot. Ab 
dem Jahr 2020 steht der Beitrag von 2 Millionen € jährlich valorisiert nach der 
Beschäftigungsgruppe A 3 nach dem 10. Jahr des Kollektivvertrages für 
Angestellte der Baugewerbe und der Bauindustrie zu, wenn die Anzahl der mit 
Aufgaben der Sozialbetrugsbekämpfung betrauten Bediensteten nicht unter 
40 Vollzeitäquivalente fällt. Wird diese Anzahl nicht erreicht, gebührt der 
aliquote Teil dieses Betrages. Die Urlaubs- und Abfertigungskasse hat dem 
Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz jährlich über den 
Personaleinsatz für die mit Aufgaben der Sozialbetrugsbekämpfung betrauten 
Bediensteten zu berichten. 

 (2) Im Jahr 2020 fließt der Bundesbeitrag nach Abs. 1 dem Sachbereich 
Schlechtwetterentschädigung zu. 

§ 40. (1) bis (38) … § 40. (1) bis (38) … 
 (39) § 17a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2020 tritt mit 

XXX 2020 in Kraft. 

Artikel 6 
Familienlastenausgleichsgesetz 1967 

§ 5. (1) Ein zu versteuerndes Einkommen (§ 33 Abs. 1 EStG 1988) eines 
Kindes führt bis zu einem Betrag von 10.000 € in einem Kalenderjahr nicht zum 
Wegfall der Familienbeihilfe. Übersteigt das zu versteuernde Einkommen (§ 33 
Abs. 1 EStG 1988) eines Kindes in einem Kalenderjahr, das nach dem 
Kalenderjahr liegt, in dem das Kind das 19. Lebensjahr vollendet hat, den Betrag 
von 10.000 €, so verringert sich die Familienbeihilfe, die für dieses Kind nach § 8 
Abs. 2 einschließlich § 8 Abs. 4 gewährt wird, für dieses Kalenderjahr um den 
10.000 € übersteigenden Betrag. § 10 Abs. 2 ist nicht anzuwenden. Bei der 
Ermittlung des zu versteuernden Einkommens (§ 33 Abs. 1 EStG 1988) des 
Kindes bleiben außer Betracht: 

§ 5. (1) Ein zu versteuerndes Einkommen (§ 33 Abs. 1 EStG 1988) eines 
Kindes führt bis zu einem Betrag von 10.000 € in einem Kalenderjahr nicht zum 
Wegfall der Familienbeihilfe. Übersteigt das zu versteuernde Einkommen (§ 33 
Abs. 1 EStG 1988) eines Kindes in einem Kalenderjahr, das nach dem 
Kalenderjahr liegt, in dem das Kind das 19. Lebensjahr vollendet hat, den Betrag 
von 10.000 €, so verringert sich die Familienbeihilfe, die für dieses Kind nach 
§ 8 Abs. 2 einschließlich § 8 Abs. 4 gewährt wird, für dieses Kalenderjahr um 
den 10.000 € übersteigenden Betrag. § 10 Abs. 2 ist nicht anzuwenden. Bei der 
Ermittlung des zu versteuernden Einkommens (§ 33 Abs. 1 EStG 1988) des 
Kindes bleiben außer Betracht: 

 a) das zu versteuernde Einkommen, das vor oder nach Zeiträumen erzielt 
wird, für die Anspruch auf Familienbeihilfe besteht, 

 a) das zu versteuernde Einkommen, das vor oder nach Zeiträumen 
erzielt wird, für die Anspruch auf Familienbeihilfe besteht, 

 b) Entschädigungen aus einem anerkannten Lehrverhältnis,  b) Entschädigungen aus einem anerkannten Lehrverhältnis, 
 c) Waisenpensionen und Waisenversorgungsgenüsse.  c) Waisenpensionen und Waisenversorgungsgenüsse. 
  d) Ausgleichszulagen und Ergänzungszulagen, die aufgrund sozialver-
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sicherungs- oder pensionsrechtlicher Vorschriften gewährt werden. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
§ 6. (1) bis (2) ... § 6. (1) bis (2) ... 
(3) Ein zu versteuerndes Einkommen (§ 33 Abs. 1 EStG 1988) einer 

Vollwaise führt bis zu einem Betrag von 10.000 € in einem Kalenderjahr nicht 
zum Wegfall der Familienbeihilfe. Übersteigt das zu versteuernde Einkommen 
(§ 33 Abs. 1 EStG 1988) der Vollwaise in einem Kalenderjahr, das nach dem 
Kalenderjahr liegt, in dem die Vollwaise das 19. Lebensjahr vollendet hat, den 
Betrag von 10.000 €, so verringert sich die Familienbeihilfe, die der Vollwaise 
nach § 8 Abs. 2 einschließlich § 8 Abs. 4 gewährt wird, für dieses Kalenderjahr 
um den 10.000 € übersteigenden Betrag. § 10 Abs. 2 ist nicht anzuwenden. Bei 
der Ermittlung des zu versteuernden Einkommens (§ 33 Abs. 1 EStG 1988) der 
Vollwaise bleiben außer Betracht: 

(3) Ein zu versteuerndes Einkommen (§ 33 Abs. 1 EStG 1988) einer 
Vollwaise führt bis zu einem Betrag von 10.000 € in einem Kalenderjahr nicht 
zum Wegfall der Familienbeihilfe. Übersteigt das zu versteuernde Einkommen 
(§ 33 Abs. 1 EStG 1988) der Vollwaise in einem Kalenderjahr, das nach dem 
Kalenderjahr liegt, in dem die Vollwaise das 19. Lebensjahr vollendet hat, den 
Betrag von 10.000 €, so verringert sich die Familienbeihilfe, die der Vollwaise 
nach § 8 Abs. 2 einschließlich § 8 Abs. 4 gewährt wird, für dieses Kalenderjahr 
um den 10.000 € übersteigenden Betrag. § 10 Abs. 2 ist nicht anzuwenden. Bei 
der Ermittlung des zu versteuernden Einkommens (§ 33 Abs. 1 EStG 1988) der 
Vollwaise bleiben außer Betracht: 

 a) das zu versteuernde Einkommen, das vor oder nach Zeiträumen erzielt 
wird, für die Anspruch auf Familienbeihilfe besteht, 

 a) das zu versteuernde Einkommen, das vor oder nach Zeiträumen 
erzielt wird, für die Anspruch auf Familienbeihilfe besteht, 

 b) Entschädigungen aus einem anerkannten Lehrverhältnis,  b) Entschädigungen aus einem anerkannten Lehrverhältnis, 
 c) Waisenpensionen und Waisenversorgungsgenüsse.  c) Waisenpensionen und Waisenversorgungsgenüsse. 
  d) Ausgleichszulagen und Ergänzungszulagen, die aufgrund sozialver-

sicherungs- oder pensionsrechtlicher Vorschriften gewährt werden. 
§ 6. (4) bis (6) ... § 6. (4) bis (6) ... 
§ 55. (1) bis (41) ... § 55. (1) bis (41) ... 

 (42) §§ 5 Abs. 1 und 6 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2020 treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft und sind erstmals in Bezug auf 
das Kalenderjahr 2020 anzuwenden. 

2. Abschnitt 
Dienst- und Besoldungsrecht 

Artikel 7 
Änderung des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 

§ 284. (1) bis (104) … § 284. (1) bis (104) … 
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 (105) In der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2020, BGBl. I Nr. xxx/2020, 

treten Anlage 1 Z 1.2.4 lit. a, b, d, e, g, i, j, k und m, Z 1.2.5 lit. a, Z 1.3.6 lit. a, b, 
d, e, f, g, h und i sowie Z 1.3.7 lit. a, b, e und f mit 29. Jänner 2020 in Kraft. 

Anlage 1 

Ernennungserfordernisse und Definitivstellungserfordernisse 
Die Beamten haben neben den allgemeinen Ernennungserfordernissen 

(§ 4 Abs. 1 bis 1b) folgende besondere Ernennungserfordernisse und folgende 
Definitivstellungserfordernisse zu erfüllen: 

1. VERWENDUNGSGRUPPE A 1 
(Höherer Dienst) 

Ernennungserfordernisse: 
Allgemeine Bestimmungen 

Gemeinsame Erfordernisse 
1.1. Eine in den Z 1.2 bis 1.11.4 angeführte oder gemäß § 137 der 

betreffenden Grundlaufbahn oder Funktionsgruppe zugeordnete Verwendung 
und die Erfüllung der in den Z 1.12 bis 1.19 vorgeschriebenen Erfordernisse. 

Richtverwendungen 
1.2. Verwendungen der Funktionsgruppe 9 sind: 

Anlage 1 

Ernennungserfordernisse und Definitivstellungserfordernisse 
Die Beamten haben neben den allgemeinen Ernennungserfordernissen (§ 4 

Abs. 1 bis 1b) folgende besondere Ernennungserfordernisse und folgende 
Definitivstellungserfordernisse zu erfüllen: 

1. VERWENDUNGSGRUPPE A 1 
(Höherer Dienst) 

Ernennungserfordernisse: 
Allgemeine Bestimmungen 

Gemeinsame Erfordernisse 
1.1. Eine in den Z 1.2 bis 1.11.4 angeführte oder gemäß § 137 der 

betreffenden Grundlaufbahn oder Funktionsgruppe zugeordnete Verwendung und 
die Erfüllung der in den Z 1.12 bis 1.19 vorgeschriebenen Erfordernisse. 

Richtverwendungen 
1.2. Verwendungen der Funktionsgruppe 9 sind: 

1.2.4. der Leiter einer besonders bedeutenden Sektion in einer sonstigen 
Zentralstelle 

1.2.4. der Leiter einer besonders bedeutenden Sektion in einer sonstigen 
Zentralstelle 

 a) im Bundeskanzleramt 
der Sektion I (Präsidium), 
der Sektion IV (Koordination), 
der Sektion V (Familien und Jugend), 

 a) im Bundeskanzleramt 
der Sektion I (Präsidium), 
der Sektion IV (Koordination), 
der Sektion V (Verfassungsdienst), 

 b) im Bundesministerium für Europa, Integration und Äußeres  b) im Bundesministerium für europäische und internationale 
Angelegenheiten 

der Sektion I (Zentrale Angelegenheiten), 
der Sektion II (Bilaterale Angelegenheiten), 

der Sektion I (Zentrale Angelegenheiten), 
der Sektion II (Bilaterale Angelegenheiten), 
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der Sektion III (EU und Multilaterale Angelegenheiten), 
der Sektion VI (Administrative Sektion), 

der Sektion III (EU und Multilaterale Angelegenheiten), 
der Sektion VI (Administrative Sektion), 

 c) …  c) … 
 d) im Bundesministerium für Finanzen 

der Sektion I (Finanzverwaltung, Management und Services), 
der Sektion II (Budget), 
der Sektion III (Wirtschaftspolitik, Finanzmärkte und Zölle), 
der Sektion IV (Steuerpolitik und Steuerrecht), 

 d) im Bundesministerium für Finanzen 
der Sektion I (Finanzverwaltung, Management und Services), 
der Sektion II (Budget), 
der Sektion III (Wirtschaftspolitik, Finanzmärkte und Zoll), 
der Sektion IV (Steuerpolitik und Steuerrecht), 

 e) im Bundesministerium für öffentlichen Dienst und Sport 
der Sektion III (Öffentlicher Dienst und Verwaltungsinnovation), 

 e) im Bundesministerium für Kunst, Kultur, öffentlichen Dienst und Sport 
der Sektion III (Öffentlicher Dienst und Verwaltungsinnovation), 

 f) …  f) … 
 g) im Bundesministerium für Verfassung, Reformen, Deregulierung und 

Justiz 
 g) im Bundesministerium für Justiz 

der Sektion III – Präsidialsektion, 
der Sektion V (Verfassungsdienst), 

der Sektion III – Präsidialsektion, 

 h) …  h) … 
 i) im Bundesministerium für Nachhaltigkeit und Tourismus 

der Sektion Steuerung und Services, 
der Sektion I (Umwelt und Wasserwirtschaft), 
der Sektion II (Landwirtschaft und ländliche Entwicklung), 
der Sektion III (Forstwirtschaft und Nachhaltigkeit), 
der Sektion V (Abfallwirtschaft, Chemiepolitik und Umwelttechno-
logie), 
der Sektion VI (Energie und Bergbau), 

 i) im Bundesministerium für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus 
der Sektion Steuerung und Services, 
der Sektion I (Wasserwirtschaft), 
der Sektion II (Landwirtschaft und ländliche Entwicklung), 
der Sektion III (Forstwirtschaft und Nachhaltigkeit), 
der Sektion IV (Telekommunikation, Post und Bergbau), 

 j) im Bundesministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 
Konsumentenschutz 
der Sektion I (Präsidialangelegenheiten, Supportfunktionen, IT), 
der Sektion II (Sozialversicherung), 
der Sektion IV (Pflegevorsorge, Behinderten-, Versorgungs- und 
Sozialhilfeangelegenheiten), 
der Sektion VI (Arbeitsmarkt), 
der Sektion VII (Arbeitsrecht und Zentral-Arbeitsinspektorat), 

 j) im Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz 
der Sektion I (Präsidialangelegenheiten, Supportfunktionen, IT), 
der Sektion II (Sozialversicherung), 
der Sektion IV (Pflegevorsorge, Behinderten-, Versorgungs- und 
Sozialhilfeangelegenheiten), 
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der Sektion VIII (Gesundheitssystem), 
der Sektion IX (Öffentliche Gesundheit, Lebensmittel-, Medizin- und 
Veterinärrecht), 

der Sektion VIII (Gesundheitssystem), 
der Sektion IX (Öffentliche Gesundheit, Lebensmittel-, Medizin- und 
Veterinärrecht), 

 k) im Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie  k) im Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie) 

der Sektion I (Präsidium und internationale Angelegenheiten),  
der Sektion II (Infrastrukturplanung und -finanzierung, 
Koordination), 
der Sektion III (Innovation und Telekommunikation), 
der Sektion IV (Verkehr), 

der Sektion II (Infrastrukturplanung und -finanzierung, Koordination), 
der Sektion III (Innovation und Technologie), 
der Sektion IV (Verkehr), 
der Sektion V (Abfallwirtschaft, Chemiepolitik und Umwelttechnologie), 

 l) …  l) … 
 m) (Anm.: Gemäß BGBl. I Nr. 60/2018 tritt lit. m außer Kraft.)  m) im Bundesministerium für Arbeit, Familie und Jugend 

der Sektion II (Familie und Jugend), 
der Sektion III (Arbeitsmarkt), 
der Sektion IV (Arbeitsrecht und Zentral-Arbeitsinspektorat), 

1.2.5. die Leiterin oder der Leiter einer nachgeordneten 
Verwaltungsbehörde, eines Amtes oder einer Einrichtung des Bundes, in der 
Folge „nachgeordnete Dienststelle“ genannt, 

1.2.5. die Leiterin oder der Leiter einer nachgeordneten Verwaltungsbehörde, 
eines Amtes oder einer Einrichtung des Bundes, in der Folge „nachgeordnete 
Dienststelle“ genannt, 

 a) des Bundesministeriums für Europa, Integration und Äußeres, der 
Ständigen Vertretung bei der Europäischen Union in Brüssel, 

 a) des Bundesministeriums für europäische und internationale 
Angelegenheiten, der Ständigen Vertretung bei der Europäischen Union in 
Brüssel, 

 b) …  b) … 
1.3. Verwendungen der Funktionsgruppe 8 sind: 1.3. Verwendungen der Funktionsgruppe 8 sind: 
1.3.6. der Leiter einer bedeutenden Sektion in einer sonstigen 

Zentralstelle (Richtfunktion Sektionsleiter) 
1.3.6. der Leiter einer bedeutenden Sektion in einer sonstigen Zentralstelle 

(Richtfunktion Sektionsleiter) 
 a) im Bundeskanzleramt 

der Sektion II (Kunst und Kultur), 
der Sektion III (Frauenangelegenheiten und Gleichstellung), 

 a) im Bundeskanzleramt 
der Sektion II (Integration), 
der Sektion III (Frauenangelegenheiten und Gleichstellung), 

 b) im Bundesministerium für Europa, Integration und Äußeres 
 

der Sektion IV (Konsularsektion und Unternehmensservice), 
der Sektion V (Kulturelle Auslandsbeziehungen), 

 b) im Bundesministerium für europäische und internationale 
Angelegenheiten 
der Sektion IV (Konsularsektion und Unternehmensservice), 
der Sektion V (Kulturelle Auslandsbeziehungen), 
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der Sektion VII (Entwicklung), 
der Sektion VIII (Integration), 

der Sektion VII (Entwicklung), 

 c) …  c) … 
 d) im Bundesministerium für Nachhaltigkeit und Tourismus 

des Zentralen Rechtsdienstes (ZRD), 
der Sektion IV (Klima), 
der Sektion VII (Tourismus und Regionalpolitik), 

 d) im Bundesministerium für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus 
des Zentralen Rechtsdienstes (ZRD), 
  
der Sektion V (Tourismus und Regionalpolitik), 

 e) im Bundesministerium für Verfassung, Reformen, Deregulierung und 
Justiz 

 e) im Bundesministerium für Justiz 

der Sektion I (Zivilrecht), 
der Sektion II (Generaldirektion für den Strafvollzug und den Vollzug 
freiheitsentziehender Maßnahmen), 
der Sektion IV (Strafrecht), 

der Sektion I (Zivilrecht), 
der Sektion II (Generaldirektion für den Strafvollzug und den Vollzug 
freiheitsentziehender Maßnahmen), 
der Sektion IV (Strafrecht), 

 f) im Bundesministerium für öffentlichen Dienst und Sport 
der Sektion I (Präsidium), 
der Sektion II (Sport), 

 f) im Bundesministerium für Kunst, Kultur, öffentlichen Dienst und Sport 
der Sektion I (Präsidialangelegenheiten), 
der Sektion II (Sport), 
der Sektion IV (Kunst und Kultur), 

 g) (Anm.: Tritt gemäß BGBl. I Nr. 60/2018 außer Kraft.)  g) im Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie 
der Sektion VI (Energie),  
der Sektion VII (Klima- und Umweltschutz), 

 h) im Bundesministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 
Konsumentenschutz 
der Sektion III (Konsumentenpolitik), 
der Sektion V (Europäische, internationale und sozialpolitische 
Grundsatzfragen), 

 h) im Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz 
der Sektion III (Konsumentenpolitik), 
der Sektion V (Europäische, internationale und sozialpolitische 
Grundsatzfragen), 

 i) (Anm.: Aufgehoben durch BGBl. I Nr. 140/2011.)  i) im Bundesministerium für Arbeit, Familie und Jugend 
der Sektion I (Präsidium), 

 j) …  j) … 
1.3.7. der Leiter einer nachgeordneten Dienststelle 

 a) des Bundesministeriums für Europa, Integration und Äußeres, 
der Ständigen Vertretung beim Büro der Vereinten Nationen und den 

1.3.7. der Leiter einer nachgeordneten Dienststelle 
 a) des Bundesministeriums für europäische und internationale 

Angelegenheiten 
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Spezialorganisationen in Genf, 
  
der Ständigen Vertretung bei den Vereinten Nationen in New York, 
der Ständigen Vertretung bei der OECD in Paris, 
der Österreichischen Botschaft in Ankara, 
der Österreichischen Botschaft in Berlin, 
der Österreichischen Botschaft in Brüssel, 
der Österreichischen Botschaft in London, 
der Österreichischen Botschaft in Moskau, 
der Österreichischen Botschaft in Paris, 
der Österreichischen Botschaft in Peking, 
der Österreichischen Botschaft in Rom, 
der Österreichischen Botschaft in Tokio, 
der Österreichischen Botschaft in Washington, 

der Ständigen Vertretung beim Büro der Vereinten Nationen und den 
Spezialorganisationen in Genf, 
der Ständigen Vertretung bei den Vereinten Nationen in New York, 
der Ständigen Vertretung bei der OECD in Paris, 
der Österreichischen Botschaft in Ankara, 
der Österreichischen Botschaft in Berlin, 
der Österreichischen Botschaft in Brüssel, 
der Österreichischen Botschaft in London, 
der Österreichischen Botschaft in Moskau, 
der Österreichischen Botschaft in Paris, 
der Österreichischen Botschaft in Peking, 
der Österreichischen Botschaft in Rom, 
der Österreichischen Botschaft in Tokio, 
der Österreichischen Botschaft in Washington, 

 b) des Bundeskanzleramtes der Österreichischen Nationalbibliothek,  b) des Bundesministeriums für Kunst, Kultur, öffentlichen Dienst und Sport 
der Österreichischen Nationalbibliothek, 

 c) und d) …  c) und d) … 
 e) des Bundesministeriums für Nachhaltigkeit und Tourismus 

des Standortes Landwirtschaftliche Untersuchungen und Forschung 
Wien der Österreichischen Agentur für Gesundheit und 
Ernährungssicherheit GmbH, 

 e) des Bundesministeriums für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus 
des Standortes Landwirtschaftliche Untersuchungen und Forschung Wien 
der Österreichischen Agentur für Gesundheit und Ernährungssicherheit 
GmbH, 

 f) des Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und Technologie  f) des Bundesministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie 

des Patentamtes, des Patentamtes, 
 g) …  g) … 

Artikel 8 
Änderung des Gehaltsgesetzes 1956 

Vergütung für Mehrdienstleistung Vergütung für Mehrdienstleistung 
§ 61. (1) bis (5) … § 61. (1) bis (5) … 
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(6) Die Vergütung für dauernde Mehrdienstleistungen nach Abs. 1 und 2 

ist abweichend von Abs. 5 Z 1 am Allerseelentag, am jeweiligen Festtag des 
Landespatrons und in Ferialzeiten einzustellen, die mindestens eine Woche 
dauern. 

(6) Die Vergütung für dauernde Mehrdienstleistungen nach Abs. 1 und 2 ist 
abweichend von Abs. 5 Z 1 am Allerseelentag, am jeweiligen Festtag des 
Landespatrons und am Dienstag nach Pfingsten sowie in Ferialzeiten einzustellen, 
die mindestens eine Woche dauern. 

(7) bis (19) … (7) bis (19) … 
Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 175. (1) bis (99) … § 175. (1) bis (99) … 
 (100) § 61 Abs. 6 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2020, BGBl. I 

Nr. xxx/2020, tritt hinsichtlich der Wortfolge „am Dienstag nach Pfingsten sowie“ 
mit 28. Dezember 2019 in Kraft und mit Ablauf des 31. August 2020 außer Kraft. 

3. Abschnitt 
Umwelt 

Artikel 9 
Änderung des Umweltförderungsgesetzes 

1. Abschnitt 1. Abschnitt 
ZIELE ZIELE 

Mittelaufbringung Mittelaufbringung 
§ 6. (1) Die Mittel für Förderungen und Ankäufe von Ansprüchen auf 

Emissionsreduktionseinheiten werden aufgebracht: 
§ 6. (1) Die Mittel für Förderungen und Ankäufe von Ansprüchen auf 

Emissionsreduktionseinheiten werden aufgebracht: 
 1. und 1a …  1. und 1a … 
 2. für Zwecke der Umweltförderung im Inland (§§ 23ff)  2. für Zwecke der Umweltförderung im Inland (§§ 23ff) 
 a) – soweit die Förderungsvergabe durch den Bundesminister für 

Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft erfolgt – 
aus Bundesmitteln nach Maßgabe der für diese Zwecke im 
Rahmen des jeweiligen Bundesfinanzgesetzes verfügbaren 
Förderungsmittel; 

 a) aus Bundesmitteln nach Maßgabe der für diese Zwecke im Rahmen des 
jeweiligen Bundesfinanzgesetzes verfügbaren Förderungsmittel; 

 b) – soweit die Förderungsvergabe im Rahmen des Energie-  b) – soweit die Förderungsvergabe im Rahmen des Energie-
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effizienzförderungsprogramms (§ 23 Abs. 2) durch den 
Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft 
erfolgt – aus den Einzahlungen aus Ausgleichsbeträgen gemäß 
§ 21 EEffG; 

effizienzförderungsprogramms (§ 23 Abs. 2) erfolgt – aus den 
Einzahlungen aus Ausgleichsbeträgen gemäß § 21 EEffG; 

Z 3 bis Z 5 … Z 3 bis Z 5 … 
(1a) Die Mittel für die Abwicklung der Förderungen und Ankäufe 

werden aufgebracht: 
(1a) Die Mittel für die Abwicklung der Förderungen und Ankäufe werden 

aufgebracht: 
Z 1 … Z 1 … 

 2. für Zwecke der Umweltförderung im Inland (§§ 23 ff)  2. für Zwecke der Umweltförderung im Inland (§§ 23 ff) 
 a) – soweit die Förderungsvergabe durch den Bundesminister für 

Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft erfolgt – 
aus Bundesmitteln nach Maßgabe der für diese Zwecke im 
Rahmen des jeweiligen Bundesfinanzgesetzes verfügbaren Mittel; 

 a) aus Bundesmitteln nach Maßgabe der für diese Zwecke im Rahmen des 
jeweiligen Bundesfinanzgesetzes verfügbaren Mittel; 

 b) – soweit die Förderungsvergabe im Rahmen des 
Energieeffizienzförderungsprogramms (§ 23 Abs. 2) durch den 
Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft 
erfolgt – aus den Einzahlungen aus Ausgleichsbeträgen gemäß 
§ 21 EEffG; 

 b) – soweit die Förderungsvergabe im Rahmen des Energieeffizienz-
förderungsprogramms (§ 23 Abs. 2) erfolgt – aus den Einzahlungen aus 
Ausgleichsbeträgen gemäß § 21 EEffG; 

Z 3 bis Z 5 … Z 3 bis Z 5 … 
(2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft kann für Zwecke der Siedlungswasserwirtschaft (§§ 16 ff) 
Förderungen zusagen und Aufträge gemäß Abs. 1 erteilen, deren Ausmaß 

(2) Die Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus kann 
für Zwecke der Siedlungswasserwirtschaft (§§ 16 ff) Förderungen zusagen und 
Aufträge gemäß Abs. 1 erteilen, deren Ausmaß 

Z 1 bis Z 8 … Z 1 bis Z 8 … 
entspricht. Bis zu 25 vH des jährlichen Höchstbetrages können als Vorgriff 
auf das jeweilige Folgejahr an Förderungen zugesagt oder an Aufträgen 
gemäß Abs. 1 erteilt werden. Zugesagte oder durch Auftragserteilungen 
gebundene, jedoch nicht in Anspruch genommene Förderungsmittel können 
bis Ende 2021 neuerlich zugesagt oder vergeben werden, sofern sie ab 
1. Jänner 2011 frei werden. Der Bundesminister für Land und Forstwirtschaft, 
Umwelt- und Wasserwirtschaft hat nach Befassung der Kommission gemäß 
§ 7 Z 1 im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen für die 
gesamte Periode 2008 bis 2013 jenen Barwert festzulegen, der maximal für 
Maßnahmen der Sanierung gemäß § 17 Abs. 1 Z 4 zugesagt oder vergeben 
werden kann. Für Wiederinstandsetzungs- oder Ersatzmaßnahmen zur 

entspricht. Bis zu 25 vH des jährlichen Höchstbetrages können als Vorgriff auf das 
jeweilige Folgejahr an Förderungen zugesagt oder an Aufträgen gemäß Abs. 1 
erteilt werden. Zugesagte oder durch Auftragserteilungen gebundene, jedoch nicht 
in Anspruch genommene Förderungsmittel können bis Ende 2021 neuerlich 
zugesagt oder vergeben werden, sofern sie ab 1. Jänner 2011 frei werden.  
Die Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus hat nach 
Befassung der Kommission gemäß § 7 Z 1 im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen für die gesamte Periode 2008 bis 2013 jenen Barwert 
festzulegen, der maximal für Maßnahmen der Sanierung gemäß § 17 Abs. 1 Z 4 
zugesagt oder vergeben werden kann. Für Wiederinstandsetzungs- oder 
Ersatzmaßnahmen zur Beseitigung von Schäden auf Grund der Hochwasser im 
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Beseitigung von Schäden auf Grund der Hochwasser im Sommer 2005 an 
Maßnahmen gemäß § 17 Abs. 1 Z 1 bis 3 können zu Lasten der Zusagerahmen 
2005 bis 2007 bis zu insgesamt 20 Millionen Euro zugesagt oder vergeben 
werden. 

Sommer 2005 an Maßnahmen gemäß § 17 Abs. 1 Z 1 bis 3 können zu Lasten der 
Zusagerahmen 2005 bis 2007 bis zu insgesamt 20 Millionen Euro zugesagt oder 
vergeben werden. 

(2a) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann in den Jahren 1993 bis 2000 zusätzlich zu Abs. 2 im 
Rahmen von Sondertranchen für Zwecke der Siedlungswasserwirtschaft 
(§§ 16 ff) zusätzliche Förderungen zusagen und Aufträge gemäß Abs. 1 
erteilen, deren Ausmaß insgesamt dem Barwert von höchstens 457,839 
Millionen € entspricht. Zugesagte oder durch Auftragserteilungen gebundene, 
jedoch nicht in Anspruch genommene Förderungsmittel können bis Ende 2014 
neuerlich zugesagt oder vergeben werden, sofern sie ab 1. Jänner 2011 frei 
werden. 

(2a) Die Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus kann 
in den Jahren 1993 bis 2000 zusätzlich zu Abs. 2 im Rahmen von Sondertranchen 
für Zwecke der Siedlungswasserwirtschaft (§§ 16 ff) zusätzliche Förderungen 
zusagen und Aufträge gemäß Abs. 1 erteilen, deren Ausmaß insgesamt dem 
Barwert von höchstens 457,839 Millionen € entspricht. Zugesagte oder durch 
Auftragserteilungen gebundene, jedoch nicht in Anspruch genommene 
Förderungsmittel können bis Ende 2014 neuerlich zugesagt oder vergeben werden, 
sofern sie ab 1. Jänner 2011 frei werden. 

(2b) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann auf Grund von Hochwasserschäden im Jahre 2002 in 
den Jahren 2002 bis 2004 zusätzlich zu Abs. 2 und 2a im Rahmen einer 
Sondertranche für Zwecke der Siedlungswasserwirtschaft (§§ 16 ff) 
zusätzliche Förderungen zusagen und Aufträge gemäß Abs. 1 erteilen, deren 
Ausmaß insgesamt einem Barwert von 50 Millionen Euro entspricht. 

(2b) Die Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus kann 
auf Grund von Hochwasserschäden im Jahre 2002 in den Jahren 2002 bis 2004 
zusätzlich zu Abs. 2 und 2a im Rahmen einer Sondertranche für Zwecke der 
Siedlungswasserwirtschaft (§§ 16 ff) zusätzliche Förderungen zusagen und 
Aufträge gemäß Abs. 1 erteilen, deren Ausmaß insgesamt einem Barwert von 50 
Millionen Euro entspricht. 

(2c) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft darf in den Jahren 1996 und 1997 für Zwecke der 
Altlastensanierung (§§ 29 ff) zu Lasten künftiger Einnahmen aus den 
Altlastenbeiträgen im Rahmen einer Sondertranche Förderungen in einem 
Ausmaß zusagen, das insgesamt dem Barwert von 1 000 Millionen Schilling 
entspricht. 

 

(2d) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann ab dem Jahr 2003 für Zwecke des österreichischen 
JI/CDM-Programms (§ 35ff) für Ankäufe von Ansprüchen auf 
Reduktionseinheiten Verpflichtungen eingehen. Im Jahr 2003 stehen 
mindestens 1 Million Euro, im Jahr 2004 12 Millionen Euro, im Jahr 2005 24 
Millionen Euro und ab dem Jahr 2006 36 Millionen Euro zur Verfügung. Im 
Jahr 2007 werden zusätzlich 10 Millionen Euro, im Jahr 2008 20 Millionen 
Euro und ab dem Jahr 2009 jeweils zusätzlich 53 Millionen Euro zur 
Verfügung gestellt. Im Jahr 2012 werden darüber hinaus zusätzlich 
20 Millionen Euro zur Verfügung gestellt. Soweit Verpflichtungen bis zu 

(2d) Die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie kann ab dem Jahr 2003 für Zwecke des 
österreichischen JI/CDM-Programms (§ 35ff) für Ankäufe von Ansprüchen auf 
Reduktionseinheiten Verpflichtungen eingehen. Im Jahr 2003 stehen mindestens 1 
Million Euro, im Jahr 2004 12 Millionen Euro, im Jahr 2005 24 Millionen Euro 
und ab dem Jahr 2006 36 Millionen Euro zur Verfügung. Im Jahr 2007 werden 
zusätzlich 10 Millionen Euro, im Jahr 2008 20 Millionen Euro und ab dem Jahr 
2009 jeweils zusätzlich 53 Millionen Euro zur Verfügung gestellt. Im Jahr 2012 
werden darüber hinaus zusätzlich 20 Millionen Euro zur Verfügung gestellt. 
Soweit Verpflichtungen bis zu diesem Ausmaß nicht eingegangen oder diese 
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diesem Ausmaß nicht eingegangen oder diese Mittel nicht in vollem Ausmaß 
in Anspruch genommen werden, können diese Verpflichtungen in den 
Folgejahren zusätzlich eingegangen werden bzw. stehen diese Mittel in den 
Folgejahren zusätzlich zur Verfügung. Als Vorgriff auf Folgejahre können 
vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft jährlich Verpflichtungen im Ausmaß von höchstens 100 
Millionen Euro eingegangen werden; darüber hinausgehende Vorgriffe 
bedürfen des Einvernehmens mit dem Bundesminister für Finanzen. 

Mittel nicht in vollem Ausmaß in Anspruch genommen werden, können diese 
Verpflichtungen in den Folgejahren zusätzlich eingegangen werden bzw. stehen 
diese Mittel in den Folgejahren zusätzlich zur Verfügung. Als Vorgriff auf 
Folgejahre können von der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie jährlich Verpflichtungen im Ausmaß von 
höchstens 100 Millionen Euro eingegangen werden; darüber hinausgehende 
Vorgriffe bedürfen des Einvernehmens mit dem Bundesminister für Finanzen. 

(2e) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann in den Jahren 2007 bis 2017 für Zwecke der 
Verbesserung des ökologischen Zustandes der Gewässer (§§ 16a ff) 
Förderungen zusagen oder Maßnahmen gemäß § 12 Abs. 9 finanzieren, deren 
Ausmaß insgesamt dem Barwert von höchstens 140 Millionen Euro 
entspricht. Davon steht für die Finanzierung von Maßnahmen gemäß § 12 
Abs. 9 höchstens ein Barwert von insgesamt 20 Millionen Euro zur 
Verfügung. Zugesagte oder durch Auftragserteilungen gebundene, jedoch 
nicht in Anspruch genommene Mittel können neuerlich zugesagt oder 
vergeben werden. 

(2e) Die Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus kann 
in den Jahren 2007 bis 2017 für Zwecke der Verbesserung des ökologischen 
Zustandes der Gewässer (§§ 16a ff) Förderungen zusagen oder Maßnahmen gemäß 
§ 12 Abs. 9 finanzieren, deren Ausmaß insgesamt dem Barwert von höchstens 140 
Millionen Euro entspricht. Davon steht für die Finanzierung von Maßnahmen 
gemäß § 12 Abs. 9 höchstens ein Barwert von insgesamt 20 Millionen Euro zur 
Verfügung. Zugesagte oder durch Auftragserteilungen gebundene, jedoch nicht in 
Anspruch genommene Mittel können neuerlich zugesagt oder vergeben werden. 

(2f) Für Zwecke der Umweltförderung im Inland (§§ 23 ff) kann 
 1. der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft Förderungen zusagen und Aufträge erteilen, die in 
den Jahren 2009 bis 2020 jeweils einen Barwert von insgesamt 
maximal 90,238 Millionen Euro entsprechen. Zugesagte oder durch 
Auftragserteilungen gebundene, jedoch nicht in Anspruch 
genommene Förderungsmittel können neuerlich zugesagt oder 
vergeben werden. Zusätzlich können der Bundesminister für Land- 
und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und der 
Bundesminister für Finanzen für die Jahre 2009 und 2010 weitere 
Zusagerahmen für Förderungen im Rahmen von Konjunkturpaketen 
festlegen. Weiters können der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und der 
Bundesminister für Finanzen für die Jahre 2011 bis 2020 weitere 
Zusagerahmen für Zwecke der thermischen Sanierung festlegen. 

(2f) Die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie kann für Zwecke der Umweltförderung im Inland 
(§§ 23 ff) 
 1. Förderungen zusagen und Aufträge erteilen, die in den Jahren 2009 bis 

2020 jeweils einen Barwert von insgesamt maximal 90,238 Millionen 
Euro entsprechen. Zugesagte oder durch Auftragserteilungen gebundene, 
jedoch nicht in Anspruch genommene Förderungsmittel können neuerlich 
zugesagt oder vergeben werden. Zusätzlich können die Bundesministerin 
für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie 
und der Bundesminister für Finanzen für die Jahre 2009 und 2010 weitere 
Zusagerahmen für Förderungen im Rahmen von Konjunkturpaketen 
festlegen. Weiters können die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie und der Bundesminister 
für Finanzen für die Jahre 2011 bis 2020 weitere Zusagerahmen für 
Zwecke der thermischen Sanierung festlegen.  

 2. der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft in 
Bezug auf das Energieeffizienzförderungsprogramm, das im Rahmen 
der Umweltförderung im Inland (§§ 23 ff) abgewickelt wird, im 

 2. in Bezug auf das Energieeffizienzförderungsprogramm, das im Rahmen 
der Umweltförderung im Inland (§§ 23 ff) abgewickelt wird, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen in den Jahren 2016 
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Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen in den Jahren 
2016 bis 2021 einen jährlichen Zusagerahmen festlegen, zu dessen 
Lasten die Aufwendungen des Energieeffizienzmonitorings sowie in 
der Folge, die von ihm zu vergebenden Förderungen und Aufträge, 
einschließlich deren Abwicklung, abzudecken sind. Soweit für die 
Bedeckung der Aufwendungen und des Entgeltes der Montoringstelle 
gemäß § 24 EEffG die Einzahlungen aus Ausgleichszahlungen nicht 
ausreichen, ist die Bedeckung zu gleichen Teilen aus den Mitteln des 
Bundesministeriums für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft und 
des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft sicherzustellen. Bei der Vergabe der Förderungen 
im Rahmen des Energieeffizienzförderungsprogramms ist weiters 
sicherzustellen, dass aus den Einzahlungen aus Ausgleichsbeträgen 
der Energielieferanten gemäß § 21 EEffG zumindest 40vH für solche 
Energieeffizienzmaßnahmen verwendet werden, die bei Haushalten 
wirksam werden, und zumindest 34vH für Energieeffizienz-
maßnahmen im Bereich der erneuerbaren Energien eingesetzt werden. 

bis 2021 einen jährlichen Zusagerahmen festlegen, zu dessen Lasten die 
Aufwendungen des Energieeffizienzmonitorings sowie in der Folge, die 
von ihm zu vergebenden Förderungen und Aufträge, einschließlich deren 
Abwicklung, abzudecken sind. Soweit für die Bedeckung der 
Aufwendungen und des Entgeltes der Montoringstelle gemäß § 24 EEffG 
die Einzahlungen aus Ausgleichszahlungen nicht ausreichen, ist die 
Bedeckung aus Mitteln des Bundesministeriums für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie sicherzustellen. 
Bei der Vergabe der Förderungen im Rahmen des 
Energieeffizienzförderungsprogramms ist weiters sicherzustellen, dass aus 
den Einzahlungen aus Ausgleichsbeträgen der Energielieferanten gemäß 
§ 21 EEffG zumindest 40vH für solche Energieeffizienzmaßnahmen 
verwendet werden, die bei Haushalten wirksam werden, und zumindest 
34vH für Energieeffizienzmaßnahmen im Bereich der erneuerbaren 
Energien eingesetzt werden. 

(2g) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann auf Grund von Hochwasserschäden im Mai und Juni 
des Jahres 2013 in den Jahren 2013 bis 2015 zusätzlich zu Abs. 2, 2a und 2b 
im Rahmen einer Sondertranche für Zwecke der Siedlungswasserwirtschaft 
(§§16 ff) zusätzliche Förderungen zusagen und Aufträge gemäß Abs. 1 
erteilen, deren Ausmaß insgesamt einem Barwert von maximal 20 Millionen 
Euro entspricht. 

(2g) Die Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus kann 
auf Grund von Hochwasserschäden im Mai und Juni des Jahres 2013 in den Jahren 
2013 bis 2015 zusätzlich zu Abs. 2, 2a und 2b im Rahmen einer Sondertranche für 
Zwecke der Siedlungswasserwirtschaft (§§16 ff) zusätzliche Förderungen zusagen 
und Aufträge gemäß Abs. 1 erteilen, deren Ausmaß insgesamt einem Barwert von 
maximal 20 Millionen Euro entspricht. 

Abs. 3 … Abs. 3 … 
(4) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft kann für Förderungen nach diesem Bundesgesetz zusätzlich 
auch Mittel aus den EU-Strukturfonds heranziehen. 

(4) Die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie, in Angelegenheiten der Wasserwirtschaft jedoch die 
Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus, kann für 
Förderungen nach diesem Bundesgesetz zusätzlich auch Mittel aus den EU-
Strukturfonds heranziehen. 

Kommissionen Kommissionen 
§ 7. Zur Beratung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, 

Umwelt und Wasserwirtschaft bei der Entscheidung über Ansuchen auf 
Förderung oder Anbote für den Verkauf von Ansprüchen auf 
Emissionsreduktionseinheiten, der Erstellung der Richtlinien (§ 13) und der 

§ 7. Zur Beratung der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie, in Angelegenheiten der Wasserwirtschaft 
jedoch der Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus, bei der 
Entscheidung über Ansuchen auf Förderung oder Anbote für den Verkauf von 
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Förderungs- und Ankaufsprogramme werden folgende Kommissionen 
eingerichtet: 

Ansprüchen auf Emissionsreduktionseinheiten, der Erstellung der Richtlinien 
(§ 13) und der Förderungs- und Ankaufsprogramme werden folgende 
Kommissionen eingerichtet: 

Z 1 bis Z 4 … Z 1 bis Z 4 … 
§ 8. (1) Die Mitglieder und deren jeweilige Ersatzmitglieder der 

Kommissionen (§ 7) werden für die Dauer der Gesetzgebungsperiode vom 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
auf Vorschlag der entsendenden Stellen bestellt. Die Ersatzmitglieder dürfen 
ihre Funktion nur in Abwesenheit des vertretenen Mitgliedes ausüben. 

§ 8. (1) Die Mitglieder und deren jeweilige Ersatzmitglieder der 
Kommissionen (§ 7) werden für die Dauer der Gesetzgebungsperiode von der 
Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie, in Angelegenheiten der Wasserwirtschaft jedoch von der 
Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus, auf Vorschlag der 
entsendenden Stellen bestellt. Die Ersatzmitglieder dürfen ihre Funktion nur in 
Abwesenheit des vertretenen Mitgliedes ausüben. 

Abs. 2 … Abs. 2 … 
Z 1 bis Z 5 … Z 1 bis Z 5 … 
(3) Der Vorsitzende einer Kommission und seine Stellvertreter sind vom 

Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
für die in Abs. 1 genannte Zeit nach Vorschlag der Kommission aus deren 
Mitgliedern zu bestellen. 

(3) Der Vorsitzende einer Kommission und seine Stellvertreter sind von der 
Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie, in Angelegenheiten der Wasserwirtschaft jedoch von der 
Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus, für die in Abs. 1 
genannte Zeit nach Vorschlag der Kommission aus deren Mitgliedern zu bestellen. 

§ 9. (1) Die Kommissionen sind zur konstituierenden Sitzung vom 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
einzuberufen. 

§ 9. (1) Die Kommissionen sind zur konstituierenden Sitzung von der 
Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie, in Angelegenheiten der Wasserwirtschaft jedoch von der 
Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus, einzuberufen. 

Abs. 2 … Abs. 2 … 
(3) Auf Verlangen des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, 

Umwelt und Wasserwirtschaft oder von mindestens einem Viertel der 
Mitglieder einer Kommission ist eine Sitzung innerhalb von 14 Tagen nach 
Stellung des Begehrens einzuberufen. 

(3) Auf Verlangen der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie, in Angelegenheiten der Wasserwirtschaft 
jedoch der Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus, oder 
von mindestens einem Viertel der Mitglieder einer Kommission ist eine Sitzung 
innerhalb von 14 Tagen nach Stellung des Begehrens einzuberufen. 

Abs. 4 … Abs. 4 … 
§ 10. (1) Die Empfehlungen der Kommissionen für die Entscheidung 

über Ansuchen auf Förderung oder Anbote für den Verkauf von Ansprüchen 
auf Emissionsreduktionseinheiten an den Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft sind unter Bedachtnahme auf 

§ 10. (1) Die Empfehlungen der Kommissionen für die Entscheidung über 
Ansuchen auf Förderung oder Anbote für den Verkauf von Ansprüchen auf 
Emissionsreduktionseinheiten an die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie, in Angelegenheiten der 
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die entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen, die Bestimmungen der 
Richtlinien, der Förderungs- oder Ankaufsprogramme und der finanziellen 
Bedeckung zu geben. 

Wasserwirtschaft jedoch an die Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen 
und Tourismus, sind unter Bedachtnahme auf die entsprechenden gesetzlichen 
Bestimmungen, die Bestimmungen der Richtlinien, der Förderungs- oder 
Ankaufsprogramme und der finanziellen Bedeckung zu geben. 

Abs. 2 bis Abs. 4 … Abs. 2 bis Abs. 4 … 
§ 11. (1) Mit der Abwicklung der Förderungen nach diesem 

Bundesgesetz ist eine geeignete Stelle (Abwicklungsstelle) zu betrauen. Der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
wird ermächtigt, die Abwicklungsstelle per Verordnung festzulegen und im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen einen Vertrag über die 
inhaltliche Ausgestaltung der Abwicklung mit der Abwicklungsstelle 
abzuschließen. 

§ 11. (1) Mit der Abwicklung der Förderungen nach diesem Bundesgesetz ist 
eine geeignete Stelle (Abwicklungsstelle) zu betrauen. Die Bundesministerin für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie in 
Angelegenheiten der Wasserwirtschaft jedoch die Bundesministerin für 
Landwirtschaft, Regionen und Tourismus, wird ermächtigt, die Abwicklungsstelle 
per Verordnung festzulegen und im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen einen Vertrag über die inhaltliche Ausgestaltung der Abwicklung mit der 
Abwicklungsstelle abzuschließen. 

(3) Der Vertrag hat insbesondere zu regeln (3) Der Vertrag hat insbesondere zu regeln 
Z 1 … Z 1 … 

 2. die Übermittlung der aufbereiteten Förderungsansuchen an die 
entsprechende Kommission zur Beratung des Bundesministers für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft hinsichtlich 
der Förderungsentscheidung; 

 2. die Übermittlung der aufbereiteten Förderungsansuchen an die 
entsprechende Kommission zur Beratung der Bundesministerin für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie, in 
Angelegenheiten der Wasserwirtschaft jedoch der Bundesministerin für 
Landwirtschaft, Regionen und Tourismus, hinsichtlich der 
Förderungsentscheidung; 

 3. den Abschluß der Verträge im Namen und auf Rechnung des 
Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft mit den Förderungswerbern, die Abrechnung und 
die Auszahlung der Förderungsmittel sowie die Kontrolle der 
Einhaltung der Förderungsbedingungen; 

 3. den Abschluß der Verträge im Namen und auf Rechnung der 
Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie, in Angelegenheiten der Wasserwirtschaft 
jedoch der Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und 
Tourismus, mit den Förderungswerbern, die Abrechnung und die 
Auszahlung der Förderungsmittel sowie die Kontrolle der Einhaltung der 
Förderungsbedingungen; 

Z 4 … Z 4 … 
 5. die Aufbereitung und die Erstellung von Unterlagen für die 

entsprechende Kommission und die Durchführung der Entscheidung 
des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft hinsichtlich der Maßnahmen nach § 12 Abs. 8; 

 5. die Aufbereitung und die Erstellung von Unterlagen für die entsprechende 
Kommission und die Durchführung der Entscheidung der 
Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie, in Angelegenheiten der Wasserwirtschaft 
jedoch der Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und 
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Tourismus, hinsichtlich der Maßnahmen nach § 12 Abs. 8; 

 6. die jährliche Vorlage eines geprüften Rechnungsabschlusses bis 
spätestens 1. Mai des Folgejahres an den Bundesminister für Land- 
und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft; 

 6. die jährliche Vorlage eines geprüften Rechnungsabschlusses bis 
spätestens 1. Mai des Folgejahres an die Bundesministerin für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie, in 
Angelegenheiten der Wasserwirtschaft jedoch an die Bundesministerin für 
Landwirtschaft, Regionen und Tourismus; 

 7. die Vorlage eines Wirtschaftsplanes für das Folgejahr bis Ende des 
Geschäftsjahres an den Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft; 

 7. die Vorlage eines Wirtschaftsplanes für das Folgejahr bis Ende des 
Geschäftsjahres an die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie, in Angelegenheiten der 
Wasserwirtschaft jedoch an die Bundesministerin für Landwirtschaft, 
Regionen und Tourismus; 

 8. die Vorlage von Tätigkeitsberichten an den Bundesminister für Land- 
und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft; 

 8. die Vorlage von Tätigkeitsberichten an die Bundesministerin für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie, in 
Angelegenheiten der Wasserwirtschaft jedoch an die Bundesministerin für 
Landwirtschaft, Regionen und Tourismus; 

Z 9 und Z 10 … Z 9 und Z 10 … 
Abs. 4 … Abs. 4 … 
(5) Die Abwicklungsstelle hat bei der Erarbeitung von Entwürfen des 

Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
betreffend Förderungsprogramme für einen mindestens die nächsten drei Jahre 
umfassenden Zeitraum mitzuwirken. Dazu ist eine Finanzvorschau von der 
Abwicklungsstelle vorzulegen. Darin sind die bereits in Durchführung 
befindlichen und die beabsichtigten Projekte, die zu künftigen Belastungen 
führen, darzustellen. 

(5) Die Abwicklungsstelle hat bei der Erarbeitung von Entwürfen der 
Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie, in Angelegenheiten der Wasserwirtschaft jedoch der 
Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus, betreffend 
Förderungsprogramme für einen mindestens die nächsten drei Jahre umfassenden 
Zeitraum mitzuwirken. Dazu ist eine Finanzvorschau von der Abwicklungsstelle 
vorzulegen. Darin sind die bereits in Durchführung befindlichen und die 
beabsichtigten Projekte, die zu künftigen Belastungen führen, darzustellen. 

Abs. 6 … Abs. 6 … 
(7) Dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft ist jederzeit Einsicht insbesondere in die 
Förderungsansuchen und in die deren Abwicklung betreffenden Unterlagen zu 
gewähren. 

(7) Der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie, in Angelegenheiten der Wasserwirtschaft jedoch der 
Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus, ist jederzeit 
Einsicht insbesondere in die Förderungsansuchen und in die deren Abwicklung 
betreffenden Unterlagen zu gewähren. 

(8) Dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft sind von der Abwicklungsstelle Auskünfte über 
Förderungsansuchen und deren Abwicklung zu erteilen und auf Verlangen 

(8) Der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie, in Angelegenheiten der Wasserwirtschaft jedoch der 
Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus, sind von der 
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entsprechende Berichte zu übermitteln. Abwicklungsstelle Auskünfte über Förderungsansuchen und deren Abwicklung zu 

erteilen und auf Verlangen entsprechende Berichte zu übermitteln. 
(9) Für die Prüfung der Tätigkeit nach diesem Bundesgesetz hat der 

Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
einen Wirtschaftsprüfer zu bestellen, der nicht mit dem nach 
handelsrechtlichen Bestimmungen zu bestellenden Abschlußprüfer ident ist. 
Der Wirtschaftsprüfer hat auch die Angemessenheit des jährlich 
festzustellenden Entgelts und die Kosten zu prüfen. Der Wirtschaftsprüfer hat 
das Ergebnis der Prüfung dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft umgehend vorzulegen. 

(9) Für die Prüfung der Tätigkeit nach diesem Bundesgesetz hat die 
Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie, in Angelegenheiten der Wasserwirtschaft jedoch die 
Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus, einen 
Wirtschaftsprüfer zu bestellen, der nicht mit dem nach handelsrechtlichen 
Bestimmungen zu bestellenden Abschlußprüfer ident ist. Der Wirtschaftsprüfer hat 
auch die Angemessenheit des jährlich festzustellenden Entgelts und die Kosten zu 
prüfen. Der Wirtschaftsprüfer hat das Ergebnis der Prüfung der Bundesministerin 
für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie, in 
Angelegenheiten der Wasserwirtschaft jedoch der Bundesministerin für 
Landwirtschaft, Regionen und Tourismus, umgehend vorzulegen. 

Abs. 10 … Abs. 10 … 
Förderungsverfahren Förderungsverfahren 

§ 12. (1) Förderungsansuchen sind unter Anschluss der erforderlichen 
Unterlagen, soweit in anderen Bestimmungen dieses Gesetzes nichts anderes 
bestimmt, bei der Abwicklungsstelle (§ 11) oder bei einer vom Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft in deren 
Vertretung zur Annahme von Ansuchen ermächtigten Stelle einzubringen. 

§ 12. (1) Förderungsansuchen sind unter Anschluss der erforderlichen 
Unterlagen, soweit in anderen Bestimmungen dieses Gesetzes nichts anderes 
bestimmt, bei der Abwicklungsstelle (§ 11) oder bei einer von der 
Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie, in Angelegenheiten der Wasserwirtschaft jedoch von der 
Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus, in deren 
Vertretung zur Annahme von Ansuchen ermächtigten Stelle einzubringen. 

Abs. 2 und 3 … Abs. 2 und 3 … 
(4) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft entscheidet über das Förderungsansuchen unter 
Bedachtnahme auf die Empfehlung der entsprechenden Kommission. 

(4) Die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie, in Angelegenheiten der Wasserwirtschaft jedoch die 
Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus, entscheidet über 
das Förderungsansuchen unter Bedachtnahme auf die Empfehlung der 
entsprechenden Kommission. 

(5) Nach stattgebender Entscheidung des Bundesministers für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft hat die Abwicklungsstelle 
einen Förderungsvertrag mit dem Förderungswerber abzuschließen. 

(5) Nach stattgebender Entscheidung der Bundesministerin für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie, in Angelegenheiten der 
Wasserwirtschaft jedoch der Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und 
Tourismus, hat die Abwicklungsstelle einen Förderungsvertrag mit dem 
Förderungswerber abzuschließen. 

Abs. 6 und Abs. 7 … Abs. 6 und Abs. 7 … 
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(8) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft kann, soweit öffentliche Rücksichten das erfordern, 
Aufträge zur Durchführung von Maßnahmen nach § 17 Abs. 1 Z 6, § 17a Z 6, 
§ 21, § 24 Z 4 und 5, § 27a, § 30 Z 3 und 4, § 33a und von themenspezifischen 
Aktionsprogrammen im Zusammenhang mit der Umsetzung der 
österreichischen Klimastrategie oder von sonstigen, im Zusammenhang mit 
den Förderungen oder Ankäufen nach diesem Bundesgesetz stehenden 
Maßnahmen, insbesondere zur Optimierung der Förderungen oder Ankäufe, 

(8) Es kann, soweit öffentliche Rücksichten dies erfordern, 
 1. die Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus 

Aufträge zur Durchführung von Maßnahmen gemäß § 17 Abs. 1 Z 6, 
§ 17a Z 6 und § 21, 

 2. die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie Aufträge zur Durchführung von Maßnahmen 
gemäß § 24 Abs. 1 Z 4 und 5, § 24 Abs. 2, § 27a, § 30 Z 3 und 4, § 33a 
und von themenspezifischen Aktionsprogrammen im Zusammenhang mit 
der Umsetzung der österreichischen Klimastrategie sowie des integrierten 
nationalen Energie- und Klimaplans für Österreich sowie 

 3. die gemäß Z 1 oder 2 jeweils zuständige Bundesministerin auch Aufträge 
zur Durchführung von sonstigen, im Zusammenhang mit den Förderungen 
oder Ankäufen nach diesem Bundesgesetz stehenden Maßnahmen, 
insbesondere zur Optimierung der Förderungen und Ankäufe, 

erteilen. Soweit dem keine Unvereinbarkeitsgründe oder sonstige rechtliche 
Gründe entgegenstehen, kann die Betrauung auch an die Abwicklungsstelle 
erfolgen. Diese Bestimmungen sind sinngemäß auch für Aufträge im 
Zusammenhang mit der internationalen Klimafinanzierung (§§ 48a bis 48c) 
anzuwenden. Soweit die Erteilung von Aufträgen im Zusammenhang mit dem 
Energieeffizienzförderungsprogramm (§ 23 Abs. 2) erforderlich ist, erfolgt 
diese durch den Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft. 

erteilen. Soweit dem keine Unvereinbarkeitsgründe oder sonstige rechtliche 
Gründe entgegenstehen, kann die Betrauung auch an die Abwicklungsstelle 
erfolgen. Diese Bestimmungen sind sinngemäß auch für Aufträge im Zusammen-
hang mit der internationalen Klimafinanzierung (§§ 48a bis 48c) anzuwenden. 

(9) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann nach Befassung der Kommission in Angelegenheiten 
der Wasserwirtschaft Maßnahmen zur Verbesserung des ökologischen 
Zustandes der Gewässer gemäß § 17a Z 1 und 5 finanzieren,wenn der Bund 
als Träger eines bestehenden wasserrechtlichen Konsenses verpflichtet ist, 
diese umzusetzen. 

(9) Die Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus kann 
nach Befassung der Kommission in Angelegenheiten der Wasserwirtschaft 
Maßnahmen zur Verbesserung des ökologischen Zustandes der Gewässer gemäß 
§ 17a Z 1 und 5 finanzieren, 
 1. wenn der Bund als Träger eines bestehenden wasserrechtlichen Konsenses 

verpflichtet ist, diese umzusetzen, oder 
 2. wenn auf Flächen des öffentlichen Wassergutes (§ 4 des 

Wasserrechtsgesetzes 1959 – WRG 1959, BGBl. Nr. 215/1959, in der 
jeweils geltenden Fassung) im öffentlichen Interesse eine einmalige 
Maßnahmensetzung durch den Bund als Grundeigentümer erforderlich 
ist, die infolge des Erlöschens des Wasserbenutzungsrechtes dem letzten 
Wasserberechtigten (§ 29 WRG 1959) nicht aufgetragen werden kann, 
weil 

 a) dieser nicht mehr existent ist oder 
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 b) das Erlöschen ohne Vorschreibung der notwendigen Maßnahmen 

abschließend festgestellt wurde und nachvollziehbar dargelegt werden 
kann, warum Vorschreibungen letztmaliger Vorkehrungen zur 
Hintanhaltung einer Verletzung des öffentlichen Interesses (der 
Hintanhaltung einer wesentlichen Beeinträchtigung der ökologischen 
Funktionsfähigkeit oder des ökologischen Zustandes) als nicht 
erforderlich erachtet wurden. 

Diese Maßnahmen müssen mit der ökologischen Prioritätenreihung des 
Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplanes (§ 55c des Wasserrechts-
gesetzes 1959, BGBl. Nr. 29) in Einklang stehen. 

Diese Maßnahmen müssen mit der ökologischen Prioritätenreihung des Nationalen 
Gewässerbewirtschaftungsplanes (§ 55c WRG 1959) in Einklang stehen. 

Richtlinien Richtlinien 
§ 13. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft, in Angelegenheiten des 
Energieeffizienzförderungsprogramms (§ 23 Abs. 2) der Bundesminister für 
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft, hat Richtlinien für die Durchführung 
der Förderungen zu erlassen. 

§ 13. (1) Die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie, in Angelegenheiten der Wasserwirtschaft jedoch die 
Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus, hat Richtlinien für 
die Durchführung der Förderungen zu erlassen. 

Abs. 2 und Abs. 3… Abs. 2 und Abs. 3 … 
(5) Bei der Erlassung der Richtlinien ist das Einvernehmen (5) Bei der Erlassung der Richtlinien hat die jeweils zuständige 

Bundesministerin das Einvernehmen 
 1. mit dem Bundesminister für Finanzen hinsichtlich der Richtlinien 

nach Abs. 2 und 
 1. mit dem Bundesminister für Finanzen hinsichtlich der Richtlinien nach 

Abs. 2 und 
 2. mit dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft 

hinsichtlich  
 a) der Richtlinien nach Abs. 2 betreffend die 

Siedlungswasserwirtschaft, Maßnahmen zur Verbesserung des 
ökologischen Zustandes der Gewässer, die Umweltförderung im 
Inland sowie 

 2. mit der Bundesministerin für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort  
 
hinsichtlich der Richtlinien nach Abs. 2 betreffend die Umweltförderung 
im Inland 

 b) der Richtlinien nach Abs. 3 und  
 3. mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft und dem Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie hinsichtlich der Richtlinien nach Abs. 2 betreffend 
das Energieeffizienzförderungsprogramm 

 

herzustellen. herzustellen. 
(6) Die vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und (6) Die von der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
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Wasserwirtschaft, in Angelegenheiten des 
Energieeffizienzförderungsprogramms (§ 23 Abs. 2) vom Bundesminister für 
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft, zu erlassenden Richtlinien (Abs. 2 
bis 4) sind im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ zu verlautbaren. Diese 
Verlautbarung kann durch die Bekanntgabe der Erlassung der Richtlinien 
unter Angabe des Ortes ihres Aufliegens im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ 
ersetzt werden. 

Mobilität, Innovation und Technologie, in Angelegenheiten der Wasserwirtschaft 
jedoch von der Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus, zu 
erlassenden Richtlinien (Abs. 2 bis 4) sind im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ zu 
verlautbaren. Diese Verlautbarung kann durch die Bekanntgabe der Erlassung der 
Richtlinien unter Angabe des Ortes ihres Aufliegens im „Amtsblatt zur Wiener 
Zeitung“ ersetzt werden. 

§ 14. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft hat die wesentlichen Effekte der Förderungen und Ankäufe 
in ökologischer und ökonomischer Hinsicht in regelmäßigen Abständen, 
spätestens jedoch alle drei Jahre, zu untersuchen und zu bewerten sowie dem 
Nationalrat zur Kenntnis zu bringen. Bei dieser Bewertung sind neben den 
Mitteln, die gemäß den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gewährt 
werden, auch weitere für die betreffenden Maßnahmen gewährte öffentliche 
Mittel zu berücksichtigen, soweit die entsprechenden Informationen 
zugänglich sind. 

§ 14. Die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie, in Angelegenheiten der Wasserwirtschaft jedoch die 
Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus, hat die 
wesentlichen Effekte der Förderungen und Ankäufe in ökologischer und 
ökonomischer Hinsicht in regelmäßigen Abständen, spätestens jedoch alle drei 
Jahre, zu untersuchen und zu bewerten sowie dem Nationalrat zur Kenntnis zu 
bringen. Bei dieser Bewertung sind neben den Mitteln, die gemäß den 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gewährt werden, auch weitere für die 
betreffenden Maßnahmen gewährte öffentliche Mittel zu berücksichtigen, soweit 
die entsprechenden Informationen zugänglich sind. 

2. Abschnitt 2. Abschnitt 
Wasserwirtschaft Wasserwirtschaft 

Ziele Ziele 
§ 16a. Ziel der Förderung von Maßnahmen zur Verbesserung des 

ökologischen Zustandes der Gewässer ist die Reduktion der 
hydromorphologischen Belastungen. 

§ 16a. Ziel der Förderung von Maßnahmen zur Verbesserung des 
ökologischen Zustandes der Gewässer ist die Reduktion der 
hydromorphologischen Belastungen zur Erreichung der Vorgaben der EU-
Wasserrahmenrichtlinie und des Wasserrechtsgesetzes 1959 in der jeweils 
geltenden Fassung. 

Förderungsgegenstand Förderungsgegenstand 
§ 17. (1) Im Rahmen der Siedlungswasserwirtschaft können gefördert 

werden 
§ 17. (1) Im Rahmen der Siedlungswasserwirtschaft können gefördert werden 

Z 1 bis Z 5 … Z 1 bis Z 5 … 
 6. Grundsatzkonzepte, Untersuchungen, Studien, generelle Planungen 

sowie Gutachten, die im Zusammenhang mit Maßnahmen gemäß Z 1 
bis 5 notwendig sind. 

 6. Grundsatzkonzepte, Untersuchungen, Studien, generelle Planungen, 
Bewusstseinsbildung sowie Gutachten, in Zusammenhang mit Z 1 bis 5. 
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Abs. 2 … Abs. 2 … 
§ 17a. Im Rahmen der Verbesserung des ökologischen Zustandes der 

Gewässer können gefördert werden 
§ 17a. Im Rahmen der Verbesserung des ökologischen Zustandes der 

Gewässer können gefördert werden 
Z 1 bis Z 4 … Z 1 bis Z 4 … 

 5. Maßnahmen zur Restrukturierung morphologisch veränderter 
Fließgewässerstrecken, sofern diese nicht mit Maßnahmen des 
Hochwasserschutzes kombiniert sind; 

 5. Maßnahmen zur Restrukturierung morphologisch veränderter 
Fließgewässerstrecken, soweit diese die in § 1 Abs. 1 Z 1 lit. a oder b des 
Wasserbautenförderungsgesetzes 1985 (WBFG), BGBl. Nr. 148/1985, in 
der jeweils geltenden Fassung, angeführten Hochwasserschutz- oder 
Wasserhaushaltsziele nicht miterfüllen; 

 6. Grundsatzkonzepte, Untersuchungen, Studien, generelle Planungen 
sowie Gutachten, die in Zusammenhang mit Maßnahmen gemäß Z 1 
bis 5 notwendig sind. 

 6. Grundsatzkonzepte, Untersuchungen, Studien, generelle Planungen, 
Bewusstseinsbildung sowie Gutachten, in Zusammenhang mit Z 1 bis 5. 

Förderungsausmaß Förderungsausmaß 
§ 20. Abs. 1 und Abs. 3 … § 20. Abs. 1 und Abs. 3 … 
(4) Bei Einzelanlagen kann die Höhe der Förderung mit höchstens 35 vH 

der förderbaren Kosten oder im Rahmen einer Pauschalierung festgelegt 
werden, wobei jeweils Voraussetzung ist, daß das Land eine Förderung in 
mindestens gleicher Höhe leistet. 

(4) Bei Einzelwasserversorgungs- oder Einzelabwasserentsorgungsanlagen 
kann die Höhe der Förderung mit höchstens 35 vH der förderbaren Kosten oder im 
Rahmen einer Pauschalierung festgelegt werden, wobei jeweils Voraussetzung ist, 
daß das Land eine Förderung in mindestens gleicher Höhe leistet. 

Forschung Forschung und Bewusstseinsbildung 
§ 21. Bei Forschungsvorhaben, die den Zwecken der 

Siedlungswasserwirtschaft oder der Verbesserung des ökologischen Zustandes 
der Gewässer dienen, sind §§ 10 bis 13 des Forschungsorganisationsgesetzes 
(FOG), BGBl. Nr. 341/1981 in der jeweils geltenden Fassung, anzuwenden. 
Hiefür dürfen jährlich höchstens 1,454 Millionen Euro zur Verfügung gestellt 
werden. Aus diesen Mitteln können auch Beträge für Zwecke der 
Dokumentation von Forschungsergebnissen bereitgestellt werden. 

§ 21. Für Vorhaben im Bereich der Forschung und der Bewusstseinsbildung, 
die den Zwecken der Siedlungswasserwirtschaft oder der Verbesserung des 
ökologischen Zustandes der Gewässer dienen, dürfen jährlich höchstens 
2 Millionen Euro zur Verfügung gestellt werden. Bei Forschungsvorhaben, sind 
§§ 10 bis 13 des Forschungsorganisationsgesetzes (FOG), BGBl. Nr. 341/1981 in 
der jeweils geltenden Fassung, anzuwenden. 

Kommission Kommission 
§ 22. Die gemäß § 7 Z 1 (Wasserwirtschaft) eingerichtete Kommission 

besteht aus 13 Mitgliedern. Elf der Mitglieder werden vom Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft nach dem 
Stärkeverhältnis der im Nationalrat vertretenen politischen Parteien und nach 
deren Anhörung bestellt. Auf jede im Hauptausschuß des Nationalrates 
vertretene politische Partei entfällt zumindest ein Mitglied; für die Ermittlung, 

§ 22. Die gemäß § 7 Z 1 (Wasserwirtschaft) eingerichtete Kommission 
besteht aus 13 Mitgliedern. Elf der Mitglieder werden von der Bundesministerin 
für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus nach dem Stärkeverhältnis der im 
Nationalrat vertretenen politischen Parteien und nach deren Anhörung bestellt. Auf 
jede im Hauptausschuß des Nationalrates vertretene politische Partei entfällt 
zumindest ein Mitglied; für die Ermittlung, wieviele der übrigen Mitglieder auf die 
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wieviele der übrigen Mitglieder auf die im Nationalrat vertretene politische 
Partei entfallen, sind die Bestimmungen der Nationalrats-Wahlordnung 1992, 
BGBl. Nr. 471/1992 in der jeweils geltenden Fassung, über die Berechnung 
der Mandate im dritten Ermittlungsverfahren sinngemäß anzuwenden. Je ein 
weiterer Vertreter sind auf Vorschlag des Städtebundes und des 
Gemeindebundes zu bestellen. 

im Nationalrat vertretene politische Partei entfallen, sind die Bestimmungen der 
Nationalrats-Wahlordnung 1992, BGBl. Nr. 471/1992 in der jeweils geltenden 
Fassung, über die Berechnung der Mandate im dritten Ermittlungsverfahren 
sinngemäß anzuwenden. Je ein weiterer Vertreter sind auf Vorschlag des 
Städtebundes und des Gemeindebundes zu bestellen. 

Gemeinsamer Arbeitskreis des Bundes und der Länder Gemeinsamer Arbeitskreis des Bundes und der Länder 
§ 22a. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 

und Wasserwirtschaft wird ermächtigt, einen gemeinsamen Arbeitskreis des 
Bundes und der Länder für die Förderungsangelegenheiten der 
Siedlungswasserwirtschaft und der Verbesserung des ökologischen Zustandes 
der Gewässer einzurichten. Dieser Arbeitskreis hat Vorschläge für die 
Organisation der Förderungsabwicklung zu behandeln und insbesondere bei 
der Erarbeitung von Richtlinien (§ 13) mitzuwirken. 

§ 22a. (1) Die Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus 
wird ermächtigt, einen gemeinsamen Arbeitskreis des Bundes und der Länder für 
die Förderungsangelegenheiten der Siedlungswasserwirtschaft und der 
Verbesserung des ökologischen Zustandes der Gewässer einzurichten. Dieser 
Arbeitskreis hat Vorschläge für die Organisation der Förderungsabwicklung zu 
behandeln und insbesondere bei der Erarbeitung von Richtlinien (§ 13) 
mitzuwirken. 

(2) Diesem Arbeitskreis werden zwei Vertreter des Bundesministeriums 
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und je ein 
Vertreter der gemäß § 11 Abs. 1 mit der Förderungsabwicklung betrauten 
Abwicklungsstelle, des Bundesministeriums für Wissenschaft, Forschung und 
Wirtschaft, eines jeden Bundeslandes sowie des österreichischen Städtebundes 
und des Österreichischen Gemeindebundes anzugehören haben. 

(2) Diesem Arbeitskreis werden zwei Vertreter des Bundesministeriums für 
Landwirtschaft, Regionen und Tourismus und je ein Vertreter der gemäß § 11 
Abs. 1 mit der Förderungsabwicklung betrauten Abwicklungsstelle, eines jeden 
Bundeslandes sowie des österreichischen Städtebundes und des Österreichischen 
Gemeindebundes anzugehören haben. 

(3) Den Vorsitz dieses Arbeitskreises hat ein Vertreter des 
Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft zu führen. 

(3) Den Vorsitz dieses Arbeitskreises hat ein Vertreter des 
Bundesministeriums für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus zu führen. 

(4) Bei der Besorgung seiner Aufgaben hat sich der Arbeitskreis der 
Verbindungsstelle der Bundesländer zu bedienen. 

 

3. Abschnitt 3. Abschnitt 
UMWELTFÖRDERUNG IM INLAND UMWELTFÖRDERUNG IM INLAND 

Ziele Ziele 
§ 23. (1) … § 23. (1) … 
(2) Das im Rahmen der Umweltförderung im Inland abzuwickelnde 

Energieeffizienzförderungsprogramm zielt insbesondere auf die Zielsetzungen 
(2) Das im Rahmen der Umweltförderung im Inland abzuwickelnde 

Energieeffizienzförderungsprogramm zielt insbesondere auf die Zielsetzungen 
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gemäß §§ 4 und 7 EEffG ab. Zu diesem Zwecke sollen die im 
Energieeffizienzförderungsprogramm zu gewährenden Förderungen 
bestmöglich auf diese Zielsetzungen für einen effizienten und effektiven 
Mitteleinsatz ausgerichtet werden. Zudem ist es Ziel des 
Energieeffizienzförderungsprogramms, dass mit den aus diesen Mitteln 
geförderten Maßnahmen gemäß § 24 Abs. 2 Energieeffizienzsteigerungen 
erzielt werden, die insgesamt dem Ausmaß der gemäß den Verpflichtungen 
gemäß §§ 10 und 11 EEffG nicht umgesetzten Energieeinsparungen 
entsprechen. Hiebei gilt folgendes: 

gemäß §§ 4 und 7 EEffG ab. Zu diesem Zwecke sollen die im 
Energieeffizienzförderungsprogramm zu gewährenden Förderungen bestmöglich 
auf diese Zielsetzungen für einen effizienten und effektiven Mitteleinsatz 
ausgerichtet werden. Zudem ist es Ziel des Energieeffizienzförderungsprogramms, 
dass mit den aus diesen Mitteln geförderten Maßnahmen gemäß § 24 Abs. 2 
Energieeffizienzsteigerungen erzielt werden, die insgesamt dem Ausmaß der 
gemäß den Verpflichtungen gemäß §§ 10 und 11 EEffG nicht umgesetzten 
Energieeinsparungen entsprechen. Hiebei gilt folgendes: 

 1. Die Vergabe von Förderungen hat im Rahmen von 
Jahresprogrammen zu erfolgen, die auf Basis von 
Förderungsrichtlinien gemäß § 13 Abs. 2 vom Bundesminister für 
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft und vom Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft nach 
vorheriger Befassung der gemäß § 28 Abs. 2 eingerichteten 
Kommission zu erstellen sind. Dabei ist das Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie 
herzustellen. Bei der Erstellung von Programmen, die konkrete 
Projekte mit einschlägigen Sozialeinrichtungen und 
Schuldenberatungsstellen zur Bekämpfung von Energiearmut durch 
Energieeffizienzmaßnahmen beinhalten, ist darüber hinaus in der 
Programmerstellung der Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz zu befassen. Die vom Bundesminister für 
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft im Rahmen des 
Energieeffizienzförderungsprogramms zu vergebenden Förderungen 
folgen dem allgemeinen Verfahren in der Umweltförderung im 
Inland. 

 1. Die Vergabe von Förderungen hat im Rahmen von Jahresprogrammen zu 
erfolgen, die auf Basis von Förderungsrichtlinien gemäß § 13 Abs. 2 von 
der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie nach vorheriger Befassung der gemäß § 28 
Abs. 2 eingerichteten Kommission zu erstellen sind. 

 2. Bei der Erstellung von Programmen, die konkrete Projekte mit 
einschlägigen Sozialeinrichtungen und Schuldenberatungsstellen zur 
Bekämpfung von Energiearmut durch Energieeffizienzmaßnahmen 
beinhalten, ist darüber hinaus in der Programmerstellung der 
Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz 
zu befassen. 

 3. Die im Rahmen des Energieeffizienzförderungsprogramms zu 
vergebenden Förderungen folgen dem allgemeinen Verfahren in der 
Umweltförderung im Inland. 

 2. Soweit die Vergabe von Förderungen und Aufträge durch den 
Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft erfolgt, 
hat nach Maßgabe hiefür vorzusehender vertraglicher Grundlagen 
(§ 11 Abs. 1) die Abwicklungsstelle in sinngemäßer Anwendung von 
§ 11 Abs. 3, 5, 7 und 8 die Abwicklung der Förderungen und Aufträge 
für den bzw. in Zusammenarbeit mit dem Bundesminister für 
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft vorzunehmen. Diesbezüglich 
stehen dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und 
Wirtschaft die Rechte gemäß § 12 Abs. 4, 5, 7 und 8 sinngemäß zu. 
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Besondere Förderungsvoraussetzungen Besondere Förderungsvoraussetzungen 

§ 25. (1) Die Förderung im Bereich der Umweltförderung im Inland setzt 
jedenfalls voraus, dass 

§ 25. (1) Die Förderung im Bereich der Umweltförderung im Inland setzt 
jedenfalls voraus, dass 

Z 1 und 2 … Z 1 und 2 … 
 3. – soweit vom Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und 

Wirtschaft im Rahmen des Energieeffizienzförderungsprogramms 
eine Förderung vergeben werden soll – 

 3. – soweit im Rahmen des Energieeffizienzförderungsprogramms eine 
Förderung vergeben werden soll – 

lit. a, lit. b und Schlusssatz Z 3 … lit. a, lit. b und Schlusssatz Z 3 … 
(2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft, soweit die Förderungsvergabe im Rahmen des 
Energieeffizienzförderungsprogramms erfolgt, der Bundesminister für 
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft, kann zusätzliche Voraussetzungen, 
wie insbesondere die Prüfung der Wirtschaftlichkeit der Investition, für die 
Gewährung einer Förderung festlegen. 

(2) Die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie kann zusätzliche Voraussetzungen, wie insbesondere 
die Prüfung der Wirtschaftlichkeit der Investition, für die Gewährung einer 
Förderung festlegen. 

Abs. 3 … Abs. 3 … 
Kommission Kommission 

§ 28. (1) Die gemäß § 7 Z 2 (Umweltförderung im Inland) eingerichtete 
Kommission besteht aus 

§ 28. (1) Die gemäß § 7 Z 2 (Umweltförderung im Inland) eingerichtete 
Kommission besteht aus 

 1. zwei Vertretern des Bundesministeriums für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft; 

 1. drei Vertretern des Bundesministeriums für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie; 

 2. zwei Vertretern des Bundesministeriums für Wissenschaft, Forschung 
und Wirtschaft; 

 2. zwei Vertretern des Bundesministeriums für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort; 

 3. je einem Vertreter  3. je einem Vertreter 
 a) des Bundesministeriums für Finanzen;  a) des Bundesministeriums für Finanzen; 

(Anm.: lit. b aufgehoben durch BGBl. I Nr. 26/2000);  
 c) des Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und Technologie;  

(Anm.: lit. d aufgehoben durch BGBl. I Nr. 24/2007)  

 e) des Bundeskanzleramtes;  b) des Bundeskanzleramts; 
Z 4 und Z 5 … Z 4 und Z 5 … 
(2) Zur Beratung des Bundesministers für Wissenschaft, Forschung und 

Wirtschaft in Angelegenheiten des Energieeffizienzförderungsprogramms 
(2) Zur Beratung der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 

Mobilität, Innovation und Technologie in Angelegenheiten des Energieeffizienz-
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wird eine Kommission eingerichtet. Bezüglich der Aufgaben der Kommission 
einschließlich der sonstigen Regelungen gelten die Bestimmungen gemäß §§ 7 
bis 10 sinngemäß. Diese Kommission besteht aus 

förderungsprogramms wird eine Kommission eingerichtet. Bezüglich der 
Aufgaben der Kommission einschließlich der sonstigen Regelungen gelten die 
Bestimmungen gemäß §§ 7 bis 10 sinngemäß. Diese Kommission besteht aus 

 1. zwei Vertretern des Bundesministeriums für Wissenschaft, Forschung 
und Wirtschaft; 

 1. vier Vertretern des Bundesministeriums für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie; 

 2. je einem Vertreter  2. je einem Vertreter 
 a) des Bundesministeriums für Finanzen;  a) des Bundesministeriums für Finanzen; 
 b) des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 

und Wasserwirtschaft; 
 

 c) des Bundesministeriums für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz; 

 b) des Bundesministeriums für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz; 

 d) des Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und Technologie;  
 e) des Bundeskanzleramts;  c) des Bundeskanzleramts; 

Z 3 und Z 4 … Z 3 und Z 4 … 
(3) Die Bestellung der Mitglieder und Ersatzmitglieder sowie des Vorsit-

zenden der Kommission einschließlich seiner Stellvertreter erfolgt durch den 
Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft, letzteres nach 
Vorschlag der Kommission aus deren Mitglieder. Weiters beruft der Bundes-
minister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft zur konstituierenden 
Sitzung dieser Kommission ein. 

 

4. Abschnitt 4. Abschnitt 
ALTLASTENSANIERUNG ALTLASTENSANIERUNG 

Kommission Kommission 
§ 34. (1) Die gemäß § 7 Z 3 (Altlastensanierung) eingerichtete 

Kommission besteht aus 
§ 34. (1) Die gemäß § 7 Z 3 (Altlastensanierung) eingerichtete Kommission 

besteht aus 
 1. je einem Vertreter  1. je einem Vertreter 
 a) des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 

und Wasserwirtschaft; 
 a) des Bundesministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 

Innovation und Technologie; 
 b) …  b) … 

(Anm.: lit. c aufgehoben durch BGBl. I Nr. 26/2000) (Anm.: lit. c aufgehoben durch BGBl. I Nr. 26/2000) 
 d) des Bundesministeriums für Wissenschaft, Forschung und  d) des Bundesministeriums für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort; 
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Wirtschaft; 

 e) des Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und Technologie;  e) des Bundesministeriums für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus; 
 f) …  f) … 
 2. bis Z 5 …  2. bis Z 5 … 

(2) Die Kommission berät den Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft auch in Angelegenheiten der 
Erstellung der Prioritätenklassifizierung sowie der Errichtung, Erweiterung 
oder Verbesserung von Abfallbehandlungsanlagen. 

(2) Die Kommission berät die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie auch in Angelegenheiten der 
Erstellung der Prioritätenklassifizierung sowie der Errichtung, Erweiterung oder 
Verbesserung von Abfallbehandlungsanlagen. 

§ 37. (1) … § 37. (1) … 
(2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft kann Ansprüche auf Emissionsreduktionseinheiten, die aus 
Projekten gemäß Abs. 1 resultieren, mit Mitteln des Programms zur Erfüllung 
des österreichischen Reduktionsziels (§ 35) ankaufen. 

(2) Die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie kann Ansprüche auf Emissionsreduktionseinheiten, 
die aus Projekten gemäß Abs. 1 resultieren, mit Mitteln des Programms zur 
Erfüllung des österreichischen Reduktionsziels (§ 35) ankaufen. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

5. Abschnitt 5. Abschnitt 
Österreichisches JI/CDM-Programm Österreichisches JI/CDM-Programm 

Anerkennung als JI/CDM-Projekt Anerkennung als JI/CDM-Projekt 
§ 38. Die Anerkennung eines Projekts als JI- oder CDM-Projekt erfolgt 

durch den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft. Sie setzt jedenfalls voraus, dass das Projekt die in den 
relevanten völkerrechtlich verbindlichen Übereinkünften und in den 
Richtlinien gemäß § 43 festgelegten Kriterien erfüllt. 

§ 38. Die Anerkennung eines Projekts als JI- oder CDM-Projekt erfolgt durch 
die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie. Sie setzt jedenfalls voraus, dass das Projekt die in den relevanten 
völkerrechtlich verbindlichen Übereinkünften und in den Richtlinien gemäß § 43 
festgelegten Kriterien erfüllt. 

Voraussetzungen für den Ankauf von Ansprüchen auf 
Emissionsreduktionseinheiten 

Voraussetzungen für den Ankauf von Ansprüchen auf 
Emissionsreduktionseinheiten 

§ 39. (1) Die Zustimmung des Bundesministers für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zum Ankauf von Ansprüchen 
auf Emissionsreduktionseinheiten aus einem Projekt gemäß § 37 Abs. 1 setzt 
voraus, dass 

§ 39. (1) Die Zustimmung der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie zum Ankauf von Ansprüchen auf 
Emissionsreduktionseinheiten aus einem Projekt gemäß § 37 Abs. 1 setzt voraus, 
dass 

(2) … (2) … 
(3) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und (3) Die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
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Wasserwirtschaft kann mit Mitteln des Programms Beteiligungen an Fonds 
(wie zB Kohlenstofffonds, Kohlenstofffazilitäten bei internationalen 
Finanzierungsinstitutionen wie EBRD, Weltbank ua.) zum Ankauf von 
Emissionsreduktionen aus Projekten gemäß § 37 Abs. 1 eingehen. Die 
näheren Bedingungen für die Beteiligung an derartigen Fonds sind in den 
Richtlinien gemäß § 43 zu regeln. 

Innovation und Technologie kann mit Mitteln des Programms Beteiligungen an 
Fonds (wie zB Kohlenstofffonds, Kohlenstofffazilitäten bei internationalen 
Finanzierungsinstitutionen wie EBRD, Weltbank ua.) zum Ankauf von 
Emissionsreduktionen aus Projekten gemäß § 37 Abs. 1 eingehen. Die näheren 
Bedingungen für die Beteiligung an derartigen Fonds sind in den Richtlinien 
gemäß § 43 zu regeln. 

(4) Die Zustimmung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft zum Ankauf von Ansprüchen auf 
Reduktionseinheiten aus einem Projekt gemäß § 37 Abs. 1 bedeutet 
gleichzeitig die Anerkennung des Projekts als JI- oder CDM-Projekt durch die 
Republik Österreich, sofern diese Anerkennung vom Anbieter beantragt 
wurde. 

(4) Die Zustimmung der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie zum Ankauf von Ansprüchen auf 
Reduktionseinheiten aus einem Projekt gemäß § 37 Abs. 1 bedeutet gleichzeitig 
die Anerkennung des Projekts als JI- oder CDM-Projekt durch die Republik 
Österreich, sofern diese Anerkennung vom Anbieter beantragt wurde. 

(5) Wird ein Projekt gemäß § 37 Abs. 1 von zwei Vertragsparteien der 
Anlage 1 des Klimarahmenübereinkommens als JI-Projekt anerkannt oder 
vom Exekutivrat des CDM als CDM-Projekt registriert, kann der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
Emissionsreduktionseinheiten aus einem solchen Projekt ankaufen, sofern das 
Projekt nicht den Kriterien der Richtlinien gemäß § 43 widerspricht oder 
einem Projekttyp angehört, der gemäß den Richtlinien ausgeschlossen ist. 

(5) Wird ein Projekt gemäß § 37 Abs. 1 von zwei Vertragsparteien der 
Anlage 1 des Klimarahmenübereinkommens als JI-Projekt anerkannt oder vom 
Exekutivrat des CDM als CDM-Projekt registriert, kann die Bundesministerin für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie 
Emissionsreduktionseinheiten aus einem solchen Projekt ankaufen, sofern das 
Projekt nicht den Kriterien der Richtlinien gemäß § 43 widerspricht oder einem 
Projekttyp angehört, der gemäß den Richtlinien ausgeschlossen ist. 

Richtlinien Richtlinien 
§ 43. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft hat Richtlinien zu erlassen über die Anerkennung von 
Projekten als JI oder CDM-Projekte und über den Ankauf von 
Emissionsreduktionseinheiten aus Projekten gemäß § 37 Abs. 1. Die 
Richtlinien haben insbesondere Bestimmungen zu enthalten über 

§ 43. (1) Die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie hat Richtlinien zu erlassen über die Anerkennung von 
Projekten als JI oder CDM-Projekte und über den Ankauf von 
Emissionsreduktionseinheiten aus Projekten gemäß § 37 Abs. 1. Die Richtlinien 
haben insbesondere Bestimmungen zu enthalten über 

Z 1 bis Z 5 … Z 1 bis Z 5 … 
(2) Bei der Erlassung der Richtlinien ist das Einvernehmen mit dem 

Bundesminister für Finanzen, dem Bundesminister für europäische und 
internationale Angelegenheiten und dem Bundesminister für Wissenschaft, 
Forschung und Wirtschaft herzustellen. 

(2) Bei der Erlassung der Richtlinien ist das Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen, dem Bundesminister für europäische und 
internationale Angelegenheiten und der Bundesministerin für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort herzustellen. 

(3) … (3) … 
Kommission Kommission 

§ 45. Die gemäß § 7 Z 4 (österreichisches JI/CDM-Programm) 
eingerichtete Kommission besteht aus 

§ 45. Die gemäß § 7 Z 4 (österreichisches JI/CDM-Programm) eingerichtete 
Kommission besteht aus 
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 1. zwei Vertretern des Bundesministeriums für Land- und 

Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft; 
 1. drei Vertretern des Bundesministeriums für Klimaschutz, Umwelt, 

Energie, Mobilität, Innovation und Technologie; 
 2. je einem Vertreter  2. je einem Vertreter 
 a) und b) …  a) und b) … 
 c) des Bundesministeriums für Wissenschaft, Forschung und 

Wirtschaft; 
 c) des Bundesministeriums für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort; 

 d) …  d) … 
 e) des Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und Technologie;  

Z 3 bis 5 … Z 3 bis 5 … 
Abwicklungsstelle, Aufgaben Abwicklungsstelle, Aufgaben 

§ 46. (1) Mit der Abwicklung des Programms ist ab 1. Jänner 2004 eine 
geeignete Stelle (Abwicklungsstelle) zu betrauen. Der Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft wird ermächtigt, 
die Abwicklungsstelle per Verordnung festzulegen und im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Finanzen einen Vertrag über die inhaltliche 
Ausgestaltung der Abwicklung mit der Abwicklungsstelle abzuschließen. Für 
die Auswahl der Abwicklungsstelle gilt der Grundsatz der Sparsamkeit, 
Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit. 

§ 46. (1) Mit der Abwicklung des Programms ist ab 1. Jänner 2004 eine 
geeignete Stelle (Abwicklungsstelle) zu betrauen. Die Bundesministerin für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie wird 
ermächtigt, die Abwicklungsstelle per Verordnung festzulegen und im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen einen Vertrag über die 
inhaltliche Ausgestaltung der Abwicklung mit der Abwicklungsstelle 
abzuschließen. Für die Auswahl der Abwicklungsstelle gilt der Grundsatz der 
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit. 

(2) Für das Jahr 2003 wird die Kommunalkredit Austria AG als 
Abwicklungsstelle betraut. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen einen Vertrag über die inhaltliche Ausgestaltung 
der Abwicklung mit der Kommunalkredit Austria AG abzuschließen. 

(2) Für das Jahr 2003 wird die Kommunalkredit Austria AG als 
Abwicklungsstelle betraut. Die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen einen Vertrag über die 
inhaltliche Ausgestaltung der Abwicklung mit der Kommunalkredit Austria AG 
abzuschließen. 

(3) … (3) … 
Registerstelle Registerstelle 

§ 47. Mit der Führung des nationalen Registers ist eine geeignete Stelle 
(Registerstelle) zu betrauen. Der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft wird ermächtigt, die 
Registerstelle und deren Aufgaben per Verordnung festzulegen und einen 
Vertrag für die inhaltliche Ausgestaltung der Tätigkeit der Registerstelle 
abzuschließen. Dabei gelten die Bestimmungen gemäß § 11 Abs. 2 bis 6 
sinngemäß. 

§ 47. Mit der Führung des nationalen Registers ist eine geeignete Stelle 
(Registerstelle) zu betrauen. Die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie wird ermächtigt, die Registerstelle 
und deren Aufgaben per Verordnung festzulegen und einen Vertrag für die 
inhaltliche Ausgestaltung der Tätigkeit der Registerstelle abzuschließen. Dabei 
gelten die Bestimmungen gemäß § 11 Abs. 2 bis 6 sinngemäß. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

5a. Abschnitt 5a. Abschnitt 
Internationale Klimafinanzierung Internationale Klimafinanzierung 

Abwicklungsstelle Abwicklungsstelle 
§ 48b. Mit der Abwicklung der Beiträge aus Mitteln des 

Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft wird die gemäß § 46 Abs. 1 festgelegte Abwicklungsstelle 
betraut. Beiträge anderer Stellen können gegen entsprechende Abgeltung 
ebenfalls von der Abwicklungsstelle abgewickelt werden. Der Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft kann sich für 
die nationale Datenerhebung sowie die Vorbereitung von Berichten zur 
internationalen Klimafinanzierung der Abwicklungsstelle bedienen. § 44 ist 
sinngemäß anzuwenden. 

§ 48b. Mit der Abwicklung der Beiträge aus Mitteln des Bundesministeriums 
für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie wird 
die gemäß § 46 Abs. 1 festgelegte Abwicklungsstelle betraut. Beiträge anderer 
Stellen können gegen entsprechende Abgeltung ebenfalls von der 
Abwicklungsstelle abgewickelt werden. Die Bundesministerin für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie kann sich für die 
nationale Datenerhebung sowie die Vorbereitung von Berichten zur 
internationalen Klimafinanzierung der Abwicklungsstelle bedienen. § 44 ist 
sinngemäß anzuwenden. 

Richtlinien Richtlinien 
§ 48c. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft hat für Projekte aus Beiträgen gemäß § 48b Richtlinien im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen und dem Bundesminister 
für europäische und internationale Angelegenheiten zu erlassen. Diese 
Richtlinien haben insbesondere Bestimmungen über ökologische, 
ökonomische, soziale und entwicklungspolitische Kriterien zu enthalten. Die 
Gültigkeit der Richtlinien wird zunächst auf die Periode 2014 bis 2020 
begrenzt. Im Jahr 2018 ist eine Evaluierung der gemäß § 48b abgewickelten 
Projekte durchzuführen. Die ab dem Jahr 2020 festzulegenden Richtlinien 
haben auf die Ergebnisse dieser Evaluierung abzustellen. 

§ 48c. Die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie hat für Projekte aus Beiträgen gemäß § 48b 
Richtlinien im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen und dem 
Bundesminister für europäische und internationale Angelegenheiten zu erlassen. 
Diese Richtlinien haben insbesondere Bestimmungen über ökologische, 
ökonomische, soziale und entwicklungspolitische Kriterien zu enthalten. Die 
Gültigkeit der Richtlinien wird zunächst auf die Periode 2014 bis 2020 begrenzt. 
Im Jahr 2018 ist eine Evaluierung der gemäß § 48b abgewickelten Projekte 
durchzuführen. Die ab dem Jahr 2020 festzulegenden Richtlinien haben auf die 
Ergebnisse dieser Evaluierung abzustellen. 

6. Abschnitt 6. Abschnitt 
SCHLUSSBESTIMMUNGEN SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Vollziehung Vollziehung 
§ 49. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: § 49. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

 1. der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft im Einvernehmen 

 1. in Angelegenheiten der Umweltförderung im Inland, der 
Altlastensanierung, des Österreichischen JI/CDM-Programms und der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Internationalen Klimafinanzierung die Bundesministerin für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie im 
Einvernehmen 

 a) mit dem Bundesminister für Finanzen hinsichtlich § 11 Abs. 1 
sowie der Richtlinien nach § 13 Abs. 2 und § 43; 

 a) mit dem Bundesminister für Finanzen hinsichtlich § 11 Abs. 1 sowie 
der Richtlinien nach § 13 Abs. 2 und § 43; 

 b) mit dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und 
Wirtschaft hinsichtlich der Richtlinien nach § 13 Abs. 2 betreffend 
die Siedlungswasserwirtschaft, Maßnahmen zur Verbesserung des 
ökologischen Zustandes der Gewässer, Umweltförderung im 
Inland und § 43 sowie hinsichtlich der vertraglichen Regelung der 
Abwicklung des Energieeffizienzförderungsprogramms gemäß § 23 
Abs. 2 Z 2; 

 b) mit der Bundesministerin für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort 
hinsichtlich der Richtlinien nach § 13 Abs. 2 betreffend die 
Umweltförderung im Inland (§§ 23 ff); 

 c) mit dem Bundesminister für europäische und internationale 
Angelegenheiten hinsichtlich der Richtlinien nach § 43; 

 c) mit dem Bundesminister für europäische und internationale 
Angelegenheiten hinsichtlich der Richtlinien nach § 43; 

  2. in Angelegenheiten der Wasserwirtschaft die Bundesministerin für 
Landwirtschaft, Tourismus und Regionen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen hinsichtlich § 11 Abs. 1 sowie der 
Richtlinien nach § 13 Abs. 2; 

 2. der Bundesminister für Finanzen hinsichtlich § 15;  3. der Bundesminister für Finanzen hinsichtlich § 15; 
 3. der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft sowie in Angelegenheiten des 
Energieeffizienzförderungsprogramms der Bundesminister für 
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft im Übrigen. 

 4. im Übrigen die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie in Angelegenheiten der 
Umweltförderung im Inland, der Altlastensanierung, des Österreichischen 
JI/CDM-Programms und der Internationalen Klimafinanzierung sowie die 
Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus in 
Angelegenheiten der Wasserwirtschaft. 

Personalübergang  

§ 50. Sofern zur Abwicklung der Aufgaben nach diesem Bundesgesetz 
Personen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes dem 
Personalstand des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft – Zentralleitung (Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds) 
angehörten, in einer gemäß § 11 betrauten Abwicklungsstelle tätig werden 
sollen, kann der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft auf Wunsch der betroffenen Personen diese für die Dauer 
von maximal drei Jahren karenzieren. 

 

 Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 51. Abs. 1 … § 51. Abs. 1 … 
(2) Der Fonds wird mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes vom 

Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
vertreten. Dabei hat sich der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft zur Abwicklung der Geschäfte der gemäß § 11 
betrauten Abwicklungsstelle als Geschäftsführung zu bedienen. 

(2) Der Fonds wird mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes von der 
Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus vertreten. Dabei 
hat sich die Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus zur 
Abwicklung der Geschäfte der gemäß § 11 betrauten Abwicklungsstelle als 
Geschäftsführung zu bedienen. 

Abs. 3 bis Abs. 11 … Abs. 3 bis Abs. 11 … 
Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 53. Abs. 1 bis Abs. 20 … § 53. Abs. 1 bis Abs. 20 … 
 (21) § 6 Abs. 1 Z 2 lit. a, Abs. 1a Z 2 lit. a, Abs. 2, 2a, 2b, 2d, 2e, 2f, 2g und 4, 

§ 7, § 8 Abs. 1 und 3, § 9 Abs. 1 und 3, § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1, Abs. 3 Z 2, 3, 5, 6, 
7 und 8, Abs. 5, 7, 8 und 9, § 12 Abs. 1, 4, 5, 8 und 9, § 13 Abs. 1, 5 und 6, § 14, 
§ 16a, § 17 Abs. 1 Z 6, § 17a Z 5 und 6, § 20 Abs. 4, § 21 samt Überschrift, § 22, 
§ 22a Abs. 1, 2 und 3, § 23 Abs. 2, § 25 Abs. 1 Z 3 und Abs. 2, § 28 Abs. 1 Z 1 bis 3 
und Abs. 2, § 34 Abs. 1 Z 1 lit. a, d und e sowie Abs. 2, § 37 Abs. 2, § 38, § 39 
Abs. 1, 3, 4 und 5, § 43 Abs. 1 und 2, § 45 Z 1 und Z 2 lit. c, § 46 Abs. 1 und 2, 
§ 47, § 48b, § 48c, § 49, die Überschrift zu § 51 sowie § 51 Abs. 2 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2020 treten mit dem auf die Kundmachung 
folgenden Tag in Kraft. Gleichzeitig treten § 6 Abs. 2c, § 22a Abs. 4, § 28 Abs. 3, 
§ 45 Z 2 lit. e und § 50 samt Überschrift außer Kraft. 
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